
128 41. RheinischerProvinziallandtag, 6, Sitzung am 7. Februar 1899,

Dann würde es mir noch erübrigen, die Tagesordnung vorzulesen. Das ist aber eine
lange Epistel.

Also zunächst hätten wir den Antrag der Fachkommission ----------- (AbgeordneterBecker
seinfallend^: Zur Geschäftsordnung!)

Zur GeschäftsordnungHerr AbgeordneterBecker.
Abgeordneter Becker: Meine Herren! Sollten wir nicht dem Herrn Vorsitzendendie

Ermächtigung geben, die Tagesordnung für morgen festzusetzen?Es sind viele einzelne Nummern.
Abmachenmüssen wir sie doch, entwedermorgen oder übermorgen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Außerdem würde ja nichts dabei sein,
daß, wenn es Ihnen zu lang ist, Sie einfach beantragen, daß Schluß gemacht wird und die
übrigen Nummern auf die folgende Tagesordnung gefetzt werden.

Ja, meine Herren, sind Sie mit dem Vorschlägeeinverstanden? (Nufe: Ja, ja!) Schon,
ich danke für das Vertrauen, (Heiterkeit.) Schluß der Sitzung! (Glocke des Vorsitzenden.)

(Schluß 2 Uhr 35 Minuten.)

Sechste Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf,am Dienstag den 7. Februar 1899.

Beginn gegen 11'/^ Uhr.

Tagesordnung:
1. Gingänge.
2. Antrag der Fachkommission 1^ zum Bericht und Antrag des Provinzialausfchufses,betreffend

die Wahl von bürgerlichenMitgliedern bezw. Stellvertretern für die Ober-Ersatzkommissionen.
3. Antrag der Fachkommission 1^ zum Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,betreffend

die Wahl des Vorsitzendendes Provinzialausschusses.
4. Antrag der Fachkommission 1^. zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

die Ersatzwahlen für den Provinzialausschuß und Wahl des stellvertretendenVorsitzenden des
Provinzialausschusses.

5. Antrag der Fachkommission 1^ zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Wahl des Direktors der Landesbank.

6. Antrag der Fachkommission I H, zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Wahl des Landeshauptmanns,

7. Antrag der Fachkommission IH. zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Wahl der zur Mitwirkung bei den Geschäften der Rentenbank für die Provinz Westfalen,
die Rheinprouinz und die Provinz Hessen-Nassau in Münster berufenen Kommissare der
Provinzialvertretung und deren Stellvertreter.
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8, Antrag der Fachkommission IL zu dem von der KöniglichenStaatsregicrung dem Provinzial¬
landtag zur Begutachtung vorgelegten Gesetzentwurf,betreffend die Ausdehnung verschiedener
Bestimmungendes AllgemeinenBerggesetzes vom 24. Juni 1865 auf die Dachschiefer-, Traß-
und BasaltlllUllbrüchein den linksrheinischen Landestheilen.

9, Antrag der Fachkommission IL zur Petition des Geheimen KommerziemathHeinrich Lueg in
Düsseldorf um Bewilligung einer Summe von 100 000 Mark als Beitrag zu den Kosten der
für das Jahr 1902 in Düsseldorf geplanten Gewerbeausstellungfür Rheinland, Westfalen und
benachbarteBezirke, verbunden mit einer deutsch-nationalenKunstausstellung.

10. Antrag der Fachkommission11^. zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend den Erlaß eines Reglements über die Aufnahme und Entlassung der der Fürsorge
des Rheinischen Provinzial- (und Landarmen-)Verbandes anheimfallenden Geisteskranken,
Idioten, Epileptischen, Taubstummen und Blinden in und aus öffentlichen und privaten
Anstalten, sowie über die Einrichtung, Leitung und Beaufsichtigungder Rheinischen Provinzial-
Heil- und Pflegeanstalten.

11. Antrag der Fachkommission 11^. zu dem weiteren Bericht und den Anträgen des Provinzial¬
ausschusses,betreffend die Fürsorge für die Geisteskrankenund Epileptiker der Rheinprovinz.

12. Antrag der Fachkommission 11^. zu den Etats der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten zu
Andernach, Bonn, Düren, Galkhausen, Grafenberg, Merzig und Aachen für die Etatsjahre
vom 1. April 1899 bis 31. März 1901.

13. Antrag der Fachkommission II H. zu dem Etat für die erweiterte Armenpflegeauf Grund des
Gesetzes vom 11. Juli 1891 für die Etatsjahre vom 1. April 1899 bis 31. März 1901.

14. Antrag der Fachkommission II ^. zu dem Etat über die Kosten der Leitung und Beaufsichtigung
der baulichen Unterhaltungsarbeiten in den Provinzialanstalten für die Etatsjahre vom
1. April 1899 bis 31. März 1901.

15. Antrag der Fachkommission II L zu dein Etat der Verwaltung des Landarmenwesens der
Nheinprovinz für die Etatsjahre vom 1. April 1899 bis 31. März 1901.

16. Antrag der FachkommifsionII L zu dem Etat der Polizeistrafgelderfondsund des Ehrenbreit-
stein'er allgemeinen Armenfonds für die Etatsjahre vom 1. April 1899 bis 31. März 1901.

1?. Antrag der Fachkommission 1^. zu dem Bericht und den Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffend einige Aenderungen des Reglements über die dienstlichen Verhältnisseder Provinzial-
beamten der Nheinprovinz.

18. Antrag der Fachkommission 1^, zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
einige Abänderungen des Reglements über die Tagegelder und Reisekosten der Provinzial-
beamten der Nheinprovinz.

19. Antrag der Fachkommission 1^. zu dem Bericht und den Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffend einige Abänderungen des Reglements über die Fürsorge für die Wittwen und
Waisen der Provinzialbeamten der Nheinprovinz.

20. Antrag der Fachkommission IL zum Bericht und den Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffend die Einräumung des Rechts auf Bezug von Pensionen und von Wittwen- und
Waisengeldcrn an den Verein für Erziehung und Pflege katholischer idioter Personen beiderlei
Geschlechts aus der Nheinprovinz für das an der Idioten-Erziehungsanstalt in Essen-Huttrov
angestellteLehrpersonal.

21. Antrag der Fachkommission IL zum Bericht und zu den Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffend einige Abänderungen des Statuts über die Errichtung einer Wittwen- und Waisen-
versorgungsllnstalt für die Kommunalbeamten der Nheinprovinz.
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22. Antrag der Fachkommission IL zum Bericht und Antrag des ProvinzialauLschusses,betreffend
Aenderung des Reglements über die Leitung und Verwaltung der Prooiuzial-Taubstummen-
anstalten sowie der Bedingungen zur Aufnahme taubstummer Kiuder in die Prouinzial-Taub-
stummenanstaltender Rheinprovinz.

23. Antrag der Fachkommission IL zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Abänderung des Reglements über die Leitung und Verwaltung der Prouinzial-Blinden-
anstalt in Düren mit den zugehörigen Bedingungen für die Aufnahme in die Prouinzial-
Blindenanstalt.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Die Sitzung ist eröffnet. Das Protokoll
über die gestrige Sitzung liegt auf dem Tisch des Hauses offen.

Als Schriftführer für die heutige Sitzung fungiren die Herren Abgeordneten Linz und
Schrakamp, (Glocke des Vorsitzenden.)

Ich habe von Eingängen mitzutheilen einen von 58 Abgeordneten vollzogenen Antrag
auf gleichzeitige Einrichtung von zwei Weinbauschulen. Dieser Antrag würde in der Berathung
mit demjenigen der Fachkommission III L, welchersich gleichfalls auf die gleichzeitige Errichtung
von zwei Schulen bezieht, zu verbinden fein. Der Antrag ist gedruckt und wird gleichzeitig mit
dem gedruckten Antrag der Fachkommission an die Herren vertheilt werden.

Sind die Herren damit einverstanden? — Ich konstatire, daß kein Widerspruch erfolgt.
Der Herr AbgeordneteHeuser hat sich beurlaubt, weil er heute a» der Sitzung des

Bezirksausschusses theilnehmen muß.
Wir treten nunmehr in die Tagesordnung ein und nehmen zunächst die Wahlen vor.

Antrag der Fachkommission 1^ zum Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend die Wahl von bürgerlichen Mitgliedern bezw.
Stellvertretern für die Ober-Ersatzkommissionen.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter von Wätjen. Ich ersuche Herrn von Wätjen,
seinen Vortrag zu halten.

BerichterstatterAbgeordnetervon Wätjen: Meine Herren! Wie sich aus Drucksüche Nr, 33
ergiebt, siud verschiedene Wahlen resp. Ersatzwahlenvon bürgerlichenMitgliedern der Ober-Ersatz¬
kommissionen zu thätigen. Der Herr Oberpräsident der Nheinprovinz hat eine Anzahl von Herren,
die sich bereit erklärt haben, uud die auch für geeignet erachtet wurden, diefes Amt zu übernehmen,
vorgeschlagen. Der Prouinzialausschuh ist durchweg den Vorschlägen des Herrn Oberpriisidenten
beigetreten.

Es handelt sich zunächst um die Wahl der bürgerlichen Mitglieder für die Ober-Ersatz¬
kommission in den Berzirken der 31. und 32. Infanterie-Brigade. Hier läuft die Wahlperiode
mit dem 31. März 1900 ab. Ferner Handell es sich um eine Ersatzwahl für ein bürgerliches
Mitglied im Bezirk der 30. Infanterie.Vrigo.de. In Folge der Zutheilung des Kreifes Gladbach
aus dem Bezirk der 30. Infanterie-Brigade zur 29. Infanterie-Brigade erlischt mit dem 1. April
1900 das Amt des Bürgermeisters Vreuer zu Neuwert im Kreise Gladbach als Stellvertreter des
bürgerlichenMitgliedes der Ober-ErsatzkommissionI im Bezirk der 30. Infanterie-Brigade. Es
ist hiernach eine Ersatzwahl für Herrn Äreuer erforderlich.

Was die einzelnen Wahlen anbetrifft, so scheiden aus am 1. April 1900 in der
31. Infanterie-Brigade 1. Bezirk als Mitglied der GutsbesitzerBackhausenzu Nettchammer, als
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erster Stellvertreter der Rentner und BeigeordneteMcmelshagcnin Wissen, als zweiter Stellvertreter
Rentner Freiherr von Ayx in Ahrwciler, als dritter GutsbesitzerJacob Peters zu Frcsscnhofbei
Ochtendung. Herr Mauelsyageu hat gebeten, wegen Krankheit von seiner Wiederwahl abzusehen.

Es werden vorgeschlagen als Mitglied der Herr GutsbesitzerVackhausen zn Nettehcunmer,
als Stellvertreter die Herren: Freiherr von Ayx in Ahrweiler, GutsbesitzerPeters in Fressenhof
und zur Neuwahl Herr Albert Körngen in Nenwied,

Im II. Bezirk der 31. Infanterie-Brigade Coblenz-Kreuznachscheiden am 1. April 1900
aus der Oberst z. D. Behm zu Pfaffendorf; Kreisdeputirter Staffier in Kastellcmuist gestorben;
ferner scheidet aus Weingutsbesitzer Eduard Engelsmanu in Kreuzuach und Reulner Fellinger in Boppard.

Es sind vorgeschlagenzur Ersatz- resp. Neuwahl die Herren: Oberst z. D. Behm als
Mitglied, WeingutsbesttzerEdnard Engelsmann in Kreuznach als erster Stellvertreter, Rentner
Eduard Fellinger in Boppard als zweiter, und als dritter iu Neuwahl Kreisdeputirter und Guts-
P. König in Maitzborn.

Es scheiden im I. Bezirk der 32. Infanterie-Brigade aus als Mitglied Herr Glashüttcn-
besitzer Louis Vopclius in Sulzbach, ferner als Stellvertreter die Herren GutsbesitzerAlexander
Bauer zu Großwald bei Saarbrücken, Gutsbesitzer Rittmeister der Landwehr Paul Karcher zu
Forbacherhofbei Neunkirchen, GutsbesitzerAlfred von Boch zu Fremersdurf, Kreis Saarlouis. Die
sämmtlichenHerren weiden zur Wiederwahl vorgeschlagen.

Es scheiden ans im II, Bezirk der 32. Infanterie-Brigade die Herren Gutsbesitzer Friedrich
Herrmann zu Mülhcim a. d. Mosel, als erster Stellvertreter GutsbesitzerJacob Merrem in Kirch¬
hof, zweitens Kreisdeputirter Eduard Nels in Prüm, dritteus Gutsverwaltcr und Ober-Leutnant
Orth zu Saarburg. Diefe 4 Herren werden auch zur Wiederwahl vorgeschlagen.

Es handelt sich dann noch um die Ersatzwahlenim I. Bezirk der 30. Infanterie-Brigade.
Da sind für eine bis zum 1. April 1901 dauernde Amtsperiode gewählt als Mitglied Stadt¬
verordneter Thcod. Schnürte iu Cöln-Dcutz. Dieser Herr steht zur Zeit nicht zur Wiederwahl;
Stellvertreter bis zum 1. April 1901 waren die Herren: erstens Bürgermeister Breuer in Neu¬
werk, zweitens: GutsbesitzerC. Kaulen in üöuenich, drittens: GutsbesitzerJohann Kump in Vuchem.
Es wird Ihnen nunmehr vorgeschlagen,als ersten Stellvertreter Herrn Kaulen in Löuenich, als
zweiten Herrn Komp in Vochem und als dritten Stellvertreter in Neuwahl Herrn Gutsbesitzer
Theodor Melchers zu Guadenthal, Kreis Neuß, zu wählen.

Dieses sind die Vorschläge des Provinzialausschusscs,denen die Kommission in allen
Theilen beigetretcn ist, und demnachwird seitens der Kommission beantragt

Der Provinziallandtag wolle
„1. die nach den Drucksachen. Nr. 33, Seite 9 bis 15 vorgeschlagenen Neuwahlen bezw.

Ersatzwahlen von bürgerlichen Mitgliedern bezw. Stellvertretern für die Ober«Ersatz-
Kommissionenvornehmen,

2. den Provinzialcmsschußbeauftragen, falls bis zum Zusammentritt des nächsten Pro-
viuziallandtages in dem Bereiche der 2?., 28., 29., 30., 31. uud 32. Infanterie-
Brigade durch Tod, Verziehen, Amtsniederlegung lc. Ersatzwahlen nöthig werden
sollten, diese Wahlen Namens des Provinziallandtags zu thätigen nnd dem Provinzial-
landtage alsdann in der nächstenTagung von den etwa stattgehabten Wahlen Mit'
Heilung zu machen."

Ich möchte mir den Vorschlag erlauben, diese sämmtlichenWahlen per Akklamationzu
thätigen. (Beifall.)
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VorsitzenderFürst zu Wied: Es ist ein Antrag gestellt worden, die Wahlen für die
Ober-Ersatzkommissionenper Akklamation zu thätigen. Ich frage, ob gegen diesen Wahlmodus
Widersprucherfolgt?

Ich konstatire, daß kein Widerspruch erfolgt und erkläre infolgedessendie hier unge¬
schlagenen Herren in die Ober-Ersatzkommissionen für die verschiedenen Brigaden gewählt. Ebenso
erkläre ich, wenn kein Widersprucherfolgt, den Punkt 2 des Antrages wegen Vornahme etwaiger
Ergänzungswahlen bis zum Wiederzusammentritt des Provinziallandtages dnrch den Provinzial-
ausschuß— es erfolgt kein Widerspruch— für angenommen.

Antrag der Fachkommission IH, zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Wahl des Vorsitzenden des Provinzialausschusses.

Herr AbgeordneterMichels hat den Bericht zu erstatten; ich ersuche ihn, seineu Vor¬
trag zu halten.

BerichterstatterAbgeordneterMichels: Meine Herren! Das hohe Haus hat der Fach¬
kommission 1^ den Antrag des Provinzialausschusses zur Beschlußfassung überwiesen, und die
KommissionIH. räth dem hohen Hause an, die Wahl vorzunehmen; und zwar bin ich in Ueber¬
einstimmungmit sämmtlichenMitgliedern der Kommission1^. beauftragt, den Antrag zu stellen,
die Wahl durch Zuruf vorzunehmen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Es ist Ihnen also vorgeschlagen von der Kommission,die
Wahl per Akklamationvorzunehmen. Ich frage, ob gegen diesen Vorschlag Widerspruch erfolgt?
Ich konstatire,daß kein Widersprucherfolgt.

Wir würden nunmehr zur Wahl selbst schreiten.
BerichterstatterAbgeordneter Michels: Meine Herren! Nachdem Sie dem Modus der

Wahl zugestimmthaben, habe ich die Ehre, Namens der Kommission die Wiederwahl des seit¬
herigen Vorsitzendendes Provinzialausschusses, des Königlichenüandraths a, D. Herrn Ianßen,
Ihnen zu empfehlen.(Beifall.) Bei der horvorragendeuTüchtigkeitund der bewährten Amtsführung
dieses hochverehrten Herrn bedarf mein Antrag wohl keiner weiteren Begründung. (LebhafterBeifall.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Vorhin haben Sie den Modus der
Wahl festgestellt. Ich habe konstatirt,daß kein Widersprucherfolgt ist, und durch Ihre Zustimmung
haben Sie schon erklärt, daß Sie den Herrn Landrath a. D. Ianßen als Vorsitzenden des
Provinzialausschusseswiederwählen wollen. — Ich konstatire, daß kein Widerspruch erfolgt, und
erkläre den Herrn Landrath a. D. Ianßen als Vorsitzendendes Provinzialausschusseswiedergewählt.

Ich frage ihn, ob er die Wahl annimmt.
Abgeordneter Ianßen: Meine Herren! Ich spreche Ihnen für das durch Ihre Wahl mir

wiederholt bewiesene große Vertrauen meinen innigsten Dank aus. Ich weiß, daß ich dieseu
Dank nicht besser bethätigen kann, als indem ich gemeinsammit den übrigen Herren des Ausschusses
die weitere Pflege der Selbstverwaltung in unserer schönen Heimathprovinz zu meiner Lebens¬
aufgabe mache. Ich darf Ihnen die Versicherunggeben, daß ich dieser Aufgabe mit voller Kraft
und mit ganzer Freude nachkommen werde. (Lebhafter Beifall!)

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich bitte den Herrn Referenten fortzufahren.
Nummer 4 der Tagesordnung:

Antrag der Fachkommission 1^ zum Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend die Ersatzwahlen für den Provinzialausschuß und
Wahl des stellvertretenden Vorsitzenden des Provinzialausschusses.

Ich ersuche den Herrn Abgeordneten Michels, seinen Vortrag zu halten.
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Berichterstatter Abgeordneter Michels: Meine Herren! Zu diesem Antrag habe ich
Namens der Fachkommission I H, nur zu erklären, daß sie dem hohen Hause empfiehlt, die Wahlen
vorzunehmen. (Abgeordneter Freiherr von Geyr-Schwepvenburg: Ich bitte ums Wort!)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr Abgeordneter Freiherr von Geyr-Schwepvenburg
hat das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Geyr-Schwevvenburg: Die Mitglieder des Provinzial-
landtages aus dem RegierungsbezirkAachen schlagen vor, die bisherigen Mitglieder des Provinzial-
ausschusses aus dem betreffenden Bezirk, die Herren Graf Beifsel und Freiherr von Wenge-Wulffen
wiederzuwählenund als Stellvertreter den Herrn KommerzienrathHuvertz.

VorsitzenderFürst zu Wied: Und für die anderen Bezirke? — (Abgeordneter Becker:
Ich bitte ums Wort!) Herr Abgeordneter Becker hat das Wort,

AbgeordneterBecker: Meine Herren! Die Herren aus dem RegierungsbezirkKöln empfehlen
Ihnen, Herrn Destrse, der bisher fchon Mitglied des Provinzialausschusseswar, wiederzuwählen.

Was die Wahl des Stellvertreters anlangt, der leider verstorbenist, so waren die Stimmen
getheilt. Ein Theil hatte in Aussichtgenommen,den Herrn Pingen aus dem LandkreiseBonn,
ein anderer Theil dagegen den Herrn Landrath uon Sandt aus demselben Kreise. Herr von
Sandt hatte sich bei der Verhandlung über diese Frage entfernt, während er bis dahin anwesend
war. Bei der Abstimmung ergab sich das Resultat, daß von 17 anwesendenHerren 8 für Herrn
Landrath uon Sandt und 9 für Herrn Pingcn waren. Ich möchte Ihnen hiernach anheimgeben,
die Wahl zu thätigen. (AbgeordneterSpiritus: Ich bitte ums Wort!)

VorsitzenderFürst zu Wied: Herr AbgeordneterSpiritus hat das Wort.
AbgeordneterSpiritus: Meine Herren! Bei dem StimmverlMniß in der Vorbesprechung

iin RegierungsbezirkKöln, wie wir es eben gehört haben, dürfte es sich doch wohl empfehlen,die
Ersatzwahl für den verstorbenenHerrn Frings durch Stimmzettel vorzunehmen. (Beifall!)

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich wollte Ihnen den Vorschlag eben auch machen. Ich
würde glauben, es würde richtig fein, daß wir zunächst jeden Regierungsbezirkfür sich abschließen.
(Abgeordneter Fritzen: Zur Geschäftsordnung!)Zur GeschäftsordnungHerr AbgeordneterFritzen.

AbgeordneterFritzen: Ich wollte denselben Vorschlag machen, den Herr Spiritus eben
gemacht hat.

VorsitzenderFürst zu Wied: Herr Abgeordneter Friederichs.
Abgeordneter Friedcrichs: Für den Regierungsbezirk------------- (Unterbrechung durch

den Vorsitzenden.)
Vorsitzender Fürst zu Wied (unterbrechend): EntschuldigenSie! Ich habe eben den

Vorschlag gemacht, daß wir erst jeden einzelnen Regierungsbezirkerledigen wollen. Wir haben
zuerst den Vorschlag für Aachen gehört. Es handelt sich um drei Herren. (AbgeordneterMichels:
Vier!) Ja, ich habe nur drei Name» gehört, Herr Freiherr von Geyr.

Berichterstatter AbgeordneterMichels: Sie haben nur zwei Mitglieder unfeinen Stell¬
vertreter genannt, ist das richtig? (Abgeordneter Freiherr von Geyr-Schwepvenburg: Ja!)
Es müssenzwei Stellvertreter gewählt werden.

Abgeordneter Freiherr von Geur-Schweppenburg: Wir haben in unserer Abtheilung
nur über einen beschlossen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Ich konstatire, daß gegen den Vorschlag,
wie er vom RegierungsbezirkAachengemacht ist, kein Widerspruch erhoben worden ist, und wenn
Sie damit einverstanden sind, könnten wir diese Wahl per Akklamationvornehmen.
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Abgeordneter Freiherr von Geyr-Schwepvenburg: Ich glaubte nach der Aufstellung,
daß nur ein Stellvertreter für Aachen zu wählen fei, indem Herr Kesselkaul bleibt. (Zuruf: Herr
Kcsselkaul muß doch wiedergewählt werden!)

Abgeordneter Michels: Er muß wiedergewählt werden.
VorsitzenderFürst zu Wied: Ja, wenn er wiedergewähltwerden soll, müssen Sie ihn

doch vorschlagen. (Landeshauptmann Dr Klein: Ich bitte ums Wort!) Der Herr Landeshaupt¬
mann hat das Wort.

Landeshauptmann Dr. Klein: Meine Herren! Herr Kesfelkcml ist gewählt worden in der
Plenarsitzung vom 2. Juli 1894; also läuft auch sein Mandat ab. Es muß die Wahl der beiden
Mitglieder und der beiden Stellvertreter erfolgen (AbgeordneterFreiherr von Gcyr-Schwep-
penburg: Ich bitte ums Wort!)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr Abgeordneter Freiherr von Geyr hat das Wort.
Abgeordneter Freiherr von Geyr-Schweppenburg: Ich schlage demnach vor, auch

Herrn Kesselkaul als Stellvertreter wiederzuwählen. Ich nehme an, daß die Herren Abgeordneten
aus dem RegierungsbezirkAachen mit meinem Vorschlageeinverstandensind.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich frage, ob das hohe Haus damit einverstandenist, daß
wir per Akklamationdiese Wahlen vornehmen? (Zustimmung!) — Ich konstatire,daß kein Wider¬
spruch erfolgt. Dann würde ich also die 4 eben von Herrn Freiherr von Geyr genannten Herren
für gewählt refp. wiedergewählt erklären. (Zustimmung!) — Es erfolgt kein Widerspruch. Sie
sind also gewählt.

Wir kämen nunmehr zu dem Vorschlag für Köln. Da ist also von Herrn Oberbürger¬
meister Becker ausgeführt worden, daß hier über die Perfon, die für die eine Stelle zu wählen
ist, verschiedene Meinungen hervorgetreten sind. Es ist also der Vorschlag auch schon gemacht
worden, den ich machen wollte, die Wahl zunächst für diesen Herrn durch Zettel vorzunehmen,und
Herr Dcströe würde dann per Akklamationgewählt werden.

Sind die Herren damit einverstanden? (Zustimmung.)
Dann erkläre ich Herrn Deströe per Akklamationfür gewählt, und für einen Stellvertreter

würden wir zur Wahl per Zettel übergehen.
Ich konstituirehier das Präsidium als Wahlkommission,indem ich die beiden Herren zu

meiner Rechten und Linken als Beisitzer berufe.
Ich werde also jetzt die beiden Herren Beisitzerzur Rechten und Linken von mir durch

Handschlagvereidigen. (Geschieht.)
Ich bitte, nunmehr die Zettel zu schreiben. — Wünschen die Herren, daß wir das Wahl¬

reglement vorlesen? (Zurufe: Nein!) Dann fehen wir davon ab.
Meine Herren! Der Wahlakt beginnt und ich würde die Herren bitten, wie Sie von

dem Herrn Beisitzerzu meiner Rechten aufgerufen werden, an die Urne heranzutreten und die
von Ihnen beschriebenen Zettel in eine von den beiden Urnen einzulegen.

Die Urnen sind leer. (Schriftführer Abgeordneter Linz vollzieht den Aufruf.)
VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Ich habe zunächst zu fragen, ob Niemand

beim Aufruf vergessen ist, — Dann schließe ich den Wahlakt.
Ich gehe über zur Verlesung der Namen.
Während der Feststellungdes Wahlergebnisses bemerkt Vorsitzender Fürst zu Wied:

Hier ist ein Zettel mit „Theodor Vingel". Ein Theodor Bingel existirt, glaube ich, hier nicht.
Der Zettel ist also ungültig. (Die Feststellung des Ergebnisseswird fortgesetzt.)
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VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Es sind also abgegeben109 Stimmen.
Davon entfallen 59 auf Herrn Landrath von Sandt, 49 auf Herru Pingen und ein Stimmzettel
war ungültig Die absolute Majorität ist 55, ich erkläre also Landrath von Sandt für gewählt als
Stellvertreter für Köln im Provinzialausschuh. Herr Landrath von Sandt ist nicht anwesend,
ich kann ihn also nicht fragen, ob er die Wahl annimmt.

Meine Herren! Wir würden nun fortfahren. — Da wollte ja der Herr Abgeordnete
Friederichs den Vorfchlag für Düfseldorf machen. Ich ersuche ihn, das zu thun.

AbgeordneterFried er ichs: Namens der Mitglieder des Bezirks Düsseldorf habe ich
vorzuschlagen: Zunächst als Mitglieder durch Wiederwahl Herrn Lueg und Herrn Dietze, durch
Neuwahl den bisherigen Stellvertreter Franz Weidenfeld, als Stellvertreter durch Wiederwahl
Landrath vom Höuel, Kommerzienrathde Greifs und als neu den Königlichen Landrath Eich zu Eleve.

Es war der Wunsch der Mitglieder des Bezirks Düsseldorf, daß die Wahl durch Akkla¬
mation geschähe.

VorsitzenderFürst zu Wied: Es ist ein Vorschlag auf Attlamationswahl der hier
vorgelesenenHerren für den RegierungsbezirkDüsseldorf als Mitglieder und Stellvertreter gemacht
worden. Ich frage, ob Widerspruchdagegen erhoben wird. — Ich konstatire, daß kein Wider¬
spruch erhoben wird und würde dann, wenn auch kein Widerspruch gegen die vorgeschlagenen
Herren erhoben wird, die vom Herrn Abgeordneten Friederichs verlesenenHerren für gewählt resp,
wiedergewählt erklären.

Ich frage, ob die Herren die Wahl annehmen?
Abgeordneter Dietze: Ich nehme die Wahl mit Dank an.
Abgeordneter Lueg-Oberhausen: Ich nehme die Wahl an.
Abgeordneter Weidenfeld: Ich nehme die Wahl auch an.
VorsitzenderFürst zu Wied: Die Herren haben die Wahl angenommen. Wir kommen

zu Punkt 5 der Tagesordnung. — Nein — wir müssen die Wahl des stellvertretenden Vor¬
sitzenden vornehmen.

Berichterstatter AbgeordneterMichels: Was die Wahl des stellvertretendenVorsitzenden
des Ausschussesbetrifft, so läßt Sie die Fachkommissiondurch mich bitten, den Herrn Gras
Neissel, dessen Thätigkeit in allen Beziehungen große Anerkennunggefundenhat, wieder zu wählen.
(Beifall.) Ich mochte bitten, daß Sie die Wahl per Akklamationthätigen

Vorsitzender Fürst zu Wied: Es ist also vorgeschlagen,den Herrn Graf Beifsel per
Akklamationzn wählen. (Beifall.) Ich frage, ob hiergegen Widerspruch erfolgt, (Rufe: Nein!)
Ich konstatire, daß kein Widerspruch erfolgt und erkläre den Herrn Graf Beifsel für einstimmig
per Akklamationgewählt. Ich frage den Herrn Graf, ob er die Wahl annimmt.

Abgeordneter Graf Beiffel von Gymnich: Meine Herren! Mit tiefgefühltemDanke
nehme ich die auf mich gefallene Wahl an und gebe noch befonders meinem Danke Ausdruck für
die freundlichenWorte, die der Herr Referent eben an mich gerichtethat. Ich verfprecheIhnen,
meine Herren, daß ich nach wie vor mit der ganzen mir zu Gebote stehendenKraft und Aus¬
dauer dem Wohl der Provinz dienen werde. (Beifall.)

VorsitzenderFürst zu Wied: Wir kommenzu Nr. 5:
Antrag der Fachkommission IH. zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Wahl des Direktors der Landesbank.

Berichterstatter ist Herr Landeshauptmann Dr. Klein. Ich ersuche ihn um seinen Vortrag.
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Berichterstatter Landeshauptmann Dr. Klein: Meine Herren! Der 35. Rheinische
Provinziallandtag hat in seiner Sitzung vom 15. Dezember 1888 den Königlichen Regiernngsrath
Dr. Lohe per Akklamationzum Direktor der Landesbank gewählt. Die zwölfjährige Amtsperiode
des Herrn Dr. Lohe erreicht mit dem 1, Februar 1901 ihr Ende. Der Provinzialausschuß
schlägt Ihnen vor, diese Wahl bereits jetzt vorzunehmen, damit einem so bedeutendenInstitut
wie die Landesbank möglichstfrühzeitig eine sichere Leitung für die Zukunft gewährleistetwerde
Die erste Fachkommission hat den Antrag des Provinzialausschussesgeprüft, und sie schlägt Ihnen
folgenden Beschluß vor:

„Der Provinziallandtag wolle den bisherigen Direktor der Landesbank Dr. Lohe
unter den seitherigen Anstellungsbedingungenauf eine mit dem 1. Februar 1901

, beginnende 12 jährige Amtsperiode mit der Maßgabe wiederwählen, daß demselben
vom 1. April 1899 ab ein Gehalt von 15 000 Mark gewährt wird, dagegen der
unter Titel II po«. 2 der Ausgabe des Etats der Landesbank ausgeworfene Betrag
von 1000 Mark in Wegfall kommt."

Meine Herren! Die 1000 Mark, welche hiernach in Wegfall kommensollen, stellen eine
Vergütung bar für die Wahrnehmung der Geschäfte des Direktors Dr. Lohe in dem Aufsichts¬
rathe der RheinischenBrückenbaugesellschaft,welche ein bedeutendesKapital von der Landesbank
erhalten hat. Der Provinzialausschuß legte Werth darauf, daß die Landesbank im Aufsichtsrathe
der Gesellschaft vertreten sei, wollte aber andererseits nicht, daß Dr. Lohe an der Tantieme des
Aufsichtsrathes Theil nehme. Die Fachkommissionwar der Ansicht, daß diese Zulage für die
Zukunft besser fortfalle, weil dieselbe mit dem Prinzip der neuen Vesoldungsvorlage, wonach alle
Zulagen möglichst vermieden werden sollten, auch nicht vereinbarlich sei. Im Hinblick auf die
große finanzielle Verantwortung, welche Dr. Lohe hat, sowie im Hinblick auf dessen vorzügliche
Leitung der Landesbank schlägt die Fachkommission vor, das Gehalt des Genannten auf 15 000
Mark zu erhöhen.

Die Anstcllungsbedmgungendes Herrn Dr. Lohe anlangend, so lauteten dieselbenbei der
ersten Wahl dahin:

a) die zur Zeit geltenden und die für die Folge zu erlassenden Reglementsüber die dienst¬
lichen Verhältnisse der Provinzialbeamten sowie die ergehenden Dienstanweisungen
als verbindlich anzuerkennen;

d) auf Anordnung des Landesdirektors sich nebenamtlichauch mit anderen Angelegen¬
heiten der Provinzialverwaltung bei der Centralstelle in den Funktionen eines Landes-
raths ohne besondereVergütung beschäftigenzu lassen;

o) die Stelle des Landesbankdirektorsunter Beibehaltung des mit derselbenverbundenen
Einkommensmit der Stelle eines Landesraths oder des Direktors der Provinzial-Feuer-
Societät zu vertauschen, insofern eine Wahl des Provinziallandtags ihn zu einer
diefer Stellen berufen sollte;

ä) eine Wahl zum Mitglied des Hauses der Abgeordneten oder des Reichstages nur mit
Zustimmung des Provinzialausschusses anzunehmen, ebenso eine Mandat in die
Gemeindevertretung,vorausgesetzt,daß ein gesetzlicher Ablehnungsgrund vorliegt.

Der Provinzialausschuß war der Ansicht, daß die Bedingung unter K, wonach der Landes-
bankdirektorgehalten sein soll, sich nebenamtlichals Landesrath beschäftigenzu lassen, für Herrn
Direktor Dr. Lohe nicht mehr in Anwendung kommen könne, weil schon der Umfang der Geschäfte
heute eine solche nebenamtlicheBeschäftigungnicht zulassen würde; ferner glaubte der Provinzial-
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ausschuh, daß die Bedingung unter o nicht mehr nothwendig sei, weil Herr Dr, Lohe sich als
durchaus fähig für das Amt als Landesbankdirektorerwiesen habe. Die Fachkommission pflichtete
zwar diesen Gründen bei, allein sie war der Ansicht, daß man diese Bedingungen, die einmal
festgestellt seien, für die Zukunft im Allgemeinenbeibehalten sollte, um bei einer späteren Neuwahl
nicht auf Schwierigkeiten zu stoßen, wenn man einem neu zu wählenden Direktor andere Be¬
dingungen vorschreibenwollte, wie sie der Herr vi-. Lohe ursprünglich gehabt habe.

Bei der ersten Wahl wird es allerdings unvermeidlichsein, diese Bedingungen aufzustellen,
weil ja der Fall denkbar ist, daß ein Beamter berufen wird, von dem man glaubt, daß er allen
Anforderungen genügen würde, der sich aber doch für die Stelle der Leitung eines fo großen Bank¬
instituts nicht geeignet erweist, sodah es deshalb nöthig werden könnte, ihn an eine andere Stelle
zu versetzen, allein bei Herrn Dr. Lohe haben wir die Gewißheit, daß diese Nothwendigkeitnicht
eintreten wird. Die Fachkommission trat dieser Ansichtbei, und wollte dieselbe die betreffenden
Bedingungen für die Wahl eines neuen Landesbankdirektors aufrecht erhalten; ich glaube, daß
wir mit dieser Einschränkungdie fraglichen Bedingungen beibehalten können.

Ich möchte Ihnen also namens der Fachkommissionvorschlagen, die Wahl des Herrn
Dr. Lohe unter den Bedingungen, welche ich soeben verlesen habe, per Akklamation vorzu¬
nehmen. (Beifall!)

VorsitzenderFürst zu Wied: Die Fachkommission hat also vorgeschlagen,die Wahl des
Herrn Dr. Lohe per Akklamationvorzunehmen. Erfolgt hiergegenWiderspruch?— Ich tonstatire,
daß kein Widerspruch erfolgt, und erkläre infolgedessenden Herrn Dr. Lohe unter den eben
verlesenenBedingungen auf zwölf Jahre wiedergewählt.

Wir kommenzu Nr. 6:
Antrag der Fachkommiffion IH zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschuffes, betreffend die Wahl des Landeshauptmanns.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Michels; ich ersuche denselben, seinen Vor¬
trag zu halten.

Berichterstatter Abgeordneter Michels: Meine Herren! Der Antrag des Provinzial-
ausschufses,der als Drucksache Nr. 9 in Ihren Händen ist, geht dahin: „Der Prouinziallandtag
wolle hinsichtlich der Wahl des Landeshauptmanns die erforderlichenBeschlüsse fassen."

Sie haben den Antrag der Fachkommission1^ überwiesen; dieselbe hat den Antrag
geprüft und empfiehlt dem hohen Haufe, die Wahl des Landeshauptmanns vorzunehmenund zwar
durch Zuruf.

Sie stellt dabei folgende Anträge, daß für den Fall der Wiederwahl des Herrn Landes¬
hauptmanns Dr. Klein folgende Bedingungen für feine Gehaltsbezüge festgefetzt werden möchten.

1. Die neue zwölfjährige Amtsperiode beginnt mit dem 26. September 1900.
2. Der Landeshauptmann erhält außer freier Dienstwohnung,welche bei der Pensionirung

mit dem bei der früheren Wahl festgesetzten Betrage von 4 800 Mark in Berechnung kommt,
a. ein jährliches Gehalt von 16 000 Mark an Stelle von 12 000 Mark seither,
d. statt der bisherigen pcnsionsberechtigtenZulage von 8000 Mark eine solche von

4000 Mark.
3. Dem Landeshauptmann wird zur Bestreitungvon Repräsentation«-oder Dienstaufwands¬

kosten ein Betrag von 4000 Mark jährlich vom 1. April 1899 ab gewährt, welche Summe bei
Berechnung der Pension in Gemäßheit des 8 6 des Reglements, betreffend die Pensionirung der
Provinzialbcamten der Rheinprovinz, außer Betracht bleibt.
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Die Kominissionhat mich beauftragt, diesen, uou ihr einstimmig gestellten Antrag dem
hohen Hause zur Annahme zu empfehlen. Es ist dabei unter lebhafter Anerkennungder von dem
Herrn Landeshauptmann in nuumchr 22 jähriger, treuer Hingabe der Rheinprouinz geleisteten
hervorragendenDienste erwogenworden, daß es angemessen erscheint, ihm neben den schon früher
bewilligten, pensionsbcrechtigtenBezügen noch einen nicht pcnsionsberechtigtcuErsatz für die um¬
fangreichenRepräsentationskostenzn gewähren.

Ich hoffe, daß das hohe Hans dem Antrag der Fachkommission 1^ unter Ancrkennnug
der vorzüglichenDienste des Herrn Landeshauptmanns zustimmen wird. Für die Zukunft sind
Sie durch diesen Beschlußin keiner Weise gebunden. Ich erlaube mir also nochmals Namens der
Fachkommission I H Sie zu bitten, die Wahl des Herrn Landeshauptmauns vorzunehmen nnd
dieselbe durch Akklamation zu thätigen unter den Bedingungen, wie ich mir erlaubt habe, sie
Ihnen eben zu verlesen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Es ist Ihnen der Antrag gestellt von
der Kommission,die Wahl des Landeshauptmanns, per Akklamation zu thätigen, und ich frage,
ob hiergegen Widersprucherfolgt. (Rufe: Nein!)

Ich konstatire,daß kein Wiederspruch erfolgt, und erkläre also den Herrn Landeshauptmann
Dr. Klein als wiedergewählt, (Lebhafter Beifall) und zwar unter den Bedingungen — wenn kein
Widersprucherfolgt — die von Seiten des Herrn Berichterstatters Namens der Kommissionvor¬
getragen worden sind. — Ich konstatire, daß kein Widerspruch erfolgt. — Es sind also auch
diese Bedingungen einstimmigangenommen,

(Landeshauptmann I)r. Klein betritt den Saal und wird von allen Seiten mit lebhaftem
Beifall begrüßt,) Der Herr Landeshauptmann wünschtnoch ein Wort zu sagen.

Landeshauptmann Dr. Klein: Meine Herren! Es ist das drittemal, daß ich durch das
Vertrauen der berufenen Vertreter der Provinz zu dem ehreuvollenAmte des ersteu Beamten der
RheinischenProvinzialverwaltung berufen worden bin. Ich glaube, in dieser erneuten Wiederwahl
den Beweis zu finden, daß Sie die Grundsätzebilligen, nach denen ich bis jetzt wenigstensbemüht
gewesen bin, die Verwaltung zu führen. Diese Grundsätzebestehenin der unbedingten Fernhaltung
aller politischen und religiösen Gegensätze von unserer Verwaltung (Bravo!), welche von Anbeginu
ciu glücklicherweiseharmonisches Feld gemeinsamer Thätigkeit der Männer der verschiedensten
Parteien und religiösenRichtungen gebildet hat und, so Gott will, auch für die Folge bilden soll;
(Bravo!) sodann in der Aufrechterhaltuug einer wohlgeordnetenFinanzwirthschaft,welche das feste
Rückgrat der Verwaltung bilden muß, sowie der möglichsten Schonung der Stcuertraft der Provinz;
endlich, meine Herren, in der Fortentwickelungder uus überwicsenen wichtigen Aufgaben im Eiutlcmg
mit der Größe und Bedeutung der Provinz, sowie nicht minder in dem harmonischen Zusammenwirken
mit den Männern Ihres Vertrauens, den Mitgliedern und dem Vorsitzenden des Provinzialausschusscs
und den übrigen Organen der Selbstverwaltung, sowie der Aufrechthaltungguter Beziehungen zu
der Königlichen Staatsverwaltung uud deren Vertreter«.

Nach diesen Gruudsätzen, meine Herren, verpflichte ich mich Ihnen heute aufs neue, und
ich glaube in der gewissenhaften Befolguug dieser Grnndsätzeden großen Dank, welchenich Ihnen
und der ganzen Provinz schulde, am besten bethätigen zu können. (Lebhafter, anhaltender Beifall!)

Nummer ?:

Antrag der Fachkommission IH zum Bericht und Antrag des Prooinzial-
ausschusses, betreffend die Wahl der zur Mitwirkung bei den Geschäften
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der Neutenbcink für die Provinz Westfalen, die Rheinprovinz und die
Provinz Hessen-Nassau in Münster berufenen Kommissare der Provinzial-
uertretung und deren Stellvertreter.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich ersuche den Herrn BerichterstatterAbgeordneterRader-
machcr, seinen Vortrag zu halten.

BerichterstatterAbgeordneter Na hermachen Meiue Herren! Sie haben die Drucksache
14 in Händen, in welcherdie Gründe dargelegt sind, warum die Wahl von zwei Kommissarcu
und deren Stellvertretern zur Mitwirkung bei den Geschäften der Ncntcnbank für die Provinz
Westfalen, die Rheinprouinz uud die Provinz Hessen-Nassau zu erfolgcu hat. Im Namen der
Fachkommission I H erlaube ich mir folgenden Antrag zu stelleu:

„Der Provinziallandtag wolle für die Mitwirkung und Kontrolle bei den Geschäften
der Direktion der Rentenbank, welche nach § 5 des Gesetzes über die Errichtung der
Bank vom 2. März 1850 dem Provinziallandtage obliegt, an Stelle der bisherigen
Mitglieder — vergleiche Drucksache Nr. 14 —

1. die Abgeordneten: Königlicher Landrath, Geheimer Rcgierungsrath Freiherr
von Los zu Sicgburg und Königlicher Landrath, Geheimer Regieruugsrath
Freiherr von Hövel zu Essen als Mitglieder,

2. die AbgeordnetenSchoennenbcck zu Broich und Schulz-Brieseu zu Rotthauscn
als Stellvertreter

auf die Dauer vou 2 Jahren mit der Maßgabe wählen, daß die Wahlen jedenfalls
so lange zu gelten haben, bis der Provinziallandtag eine Neuwahl vorgenommenhat."

Ich erlaube mir auch hier, die Wahl per Akklamationvorzuschlagen.
VorsitzenderFürst zu Wird: Meine Herren! Es ist eine Wahl per Akklamation für

die beiden Mitglieder und Stellvertreter dieser Kommissionvon der Fachkommission vorgeschlagen.
Ich frage, ob gegen diesen Modus der Wahl Widerspruch erfolgt. — Ich koustatire,daß das
nicht der Fall ist, und würde dann, wenn kein Widersprucherfolgt, die vier Herren für gewählt
erklären. — Sie sind einstimmiggewählt.

Ich frage die Herren, ob Sie die Wahl annehmen.
AbgeordneterFreiherr von Loi>: Ich nehme die Wahl mit Dank an.
Vorsitzender Fürst zu Wird: Freiherr von Hövel? — ist nicht da; Herr Schoennenbcck?

— ist nicht da; und Herr Schulz-Briesen?
AbgeordneterSchulz-Briesen: Ich nehme die Wahl an.
Vorsitzender Fürst zu Wird: Also die Anwesendenhaben die Wahl angenommen.
Nr. 8 unserer Tagesordnung:

Antrag der Fachkommission IL zu dem von der Königlichen Staatsrcgic-
rung dem Provinziallandtag zur Begutachtung vorgelegten Gesetzentwurf,
betreffend die Ausdehnung verschiedener Bestimmungen des allgemeinen
Berggesetze vom 24. Juni 1865 auf die Dachschicfer-, Traß- und Basalt-
lnvabrüchc iu den linksrheinischen Landcstheilcn.

Als Referent fungirt Herr AbgeordneterLohmann.
Ich habe die Ehre, hierbei dem hohen Hause den Geheimen Obcrbergrath Eskcns als

Vertreter des Herrn Ministers für Handel uud Gewerbe für diese Angelegenheitvorzustellen.
Ich ersuche den Herrn Berichterstatter,seinen Vortrag zu halten.
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Berichterstatter Abgeordneter Lohmann: Meine Herren! Der Gesetzentwurf liegt
Ihnen vor. Die Begründung ist demselbenin eingehenderWeise beigegeben. Die Kommission
hat in Uebereinstimmungmit dem Provinzialausschuß den Antrag gestellt, daß der Provinzial-
landtag sich für den Erlaß des Gesetzes aussprechen wolle.

Meine Herren! Ich muß, da der Gegenstand vielen etwas fern liegt, doch kurz hier
auseinandersetzen,worum es sich handelt. Es handelt sich um die Verhältnisse der Dachschiefer¬
brüche, Trahbrüche und Vasaltlauabrüche linksrheinisch Nach französischem Rechte waren diese
Brüche bezüglich der Beaufsichtigungder Bergbehörde unterstellt, und als im Jahre 1865 das
allgemeine Berggesetzfür die preußischeMonarchie eingeführt wurde, wurde in dasselbe unter
§ 214 die Bestimmung aufgenommen, daß auch fernerhin die polizeiliche Beaufsichtigung dieser
Brüche durch die Bergbehörde stattfinden solle. Es ist im § 214 ausdrücklichausgesprochen,daß
die Bestimmungen des allgemeinen Berggesetzesüber die Knappschaftsvereineund über die Berg¬
polizei auf diese Brüche Anwendung finden sollen.

Ich gehe nun über auf das Neue, was der Ihnen vorliegende Gesetzentwurfbietet.
Neu ist erstens im § 214 der Wortlaut, indem nicht mehr wie in dem alten tz 214

von „unterirdisch betriebenen Mühlsteinbrüchen", sondern von „Vasaltlauabrüchen" die Rede ist.
Gs handelt sich hier um Basaltlaua, welche früher lediglich zur Mühlsteinfabrikation gewonnen
wurde, neuerdings aber nicht nur zur Mühlsteinfabrikation benutzt wird, sondern, wie Ihnen
bekannt, vorzüglichzur Herstellung von Randsteinenund anderen Straßen- und Wegebaumaterialien.
Man hat deswegen anstatt des Wortes „Mühlsteinbrüche" das Wort „Basaltlavabrüche" gewählt
und hat die Worte „unterirdisch betriebene" aus dem Grunde fortgelassen,weil diese Brüche, die
beim Erlaß des allgemeinen Verggesetzes im Jahre 1865 lediglichunterirdisch betrieben wurden,
inzwischen vielfach auch als Tagebaue betrieben werden. Das ist also der Grund, weswegen man
statt der Worte „unterirdischbetriebene Mühlsteinbrüche"das Wort „Vasaltlavabrüche" gewählt hat.

Der Z 214», enthält die zweite Neuerung, Nämlich außer den Bestimmungen über die
Knappschllftsvereineund über die Bergpolizei sollen noch gewisse andere Bestimmungen des
allgemeinen Verggesetzesauf diese genannten Brüche (Dachschiefer-,Traß- und Bafaltlavabrüche
im linksrheinischenGebiete) Anwendung finden. Es handelt sich um Bestimmungenvon Vergwerks-
eigenthum im Allgemeinen,nämlich um die Bestimmungen über die Befugniß zur Errichtung von
Anstalten zur Aufbereitung der Erzeugnissedes Betriebs, sowie die Bestimmungenüber die Dampf¬
kessel und Triebwerke. Es ist ja selbstverständlichgewesen, daß auch schon bisher die Befugniß
zur Errichtung derartiger Anstalten bestanden hat und die Bestimmungen über die Dampfkessel
auf diese Brüche Anwendung gefunden haben; es ist nur nicht im Gesetz besonders ausgedrückt
gewesen. Es wird hier lediglich etwas formell nachgeholt, was in der Praxis längst üblich
gewesen ist. Ebenso werden durch diesen Paragraphen die Bestimmungen über die Bergbehörden
für diefe Brüche in Geltung erklärt. Auch das hat nur eine formelle Bedeutung, indem selbst¬
verständlichdie Brüche, wenn sie der Bergpolizei unterworfen waren, auch hinsichtlich der Berg¬
behörde denselbenBestimmungen unterlagen wie sonstigeBergwerke. Ebenso ist die Bestimmung
aus den Schluhbestimmungendes allgemeinen Verggesetzes über die Geltung von Fristen auf¬
genommenworden. Auch das hat nur formelle Bedeutung, indem sich die Geltung dieser Fristen
eigentlich auch von selbst verstand.

Es ist also bisher die Handhabung schon dieselbe gewesen, nur wird diese Gelegenheit,
wo man sich ohnehin gesetzgeberischmit diesen Brüchen beschäftigenmuß, dazu benutzt, eine klare
Gesetzesvorschrift zu erlassen.
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Ich komme zum dritten Punkt, dem § 2^.41». Derselbe enthält ein Schutzgesetz für die
Arbeiter der unterirdisch betriebenen Brüche. Die Sachlage ist die, daß die Verhältnisse der über
Tage betriebenen Brüche und Gruben durch § 154 der Reichsgewerbcordnunggeregelt sind, welche
einheitlich für alle über Tage betriebenen Brüche und Gruben Bestimmungen hinsichtlichder
Arbeiterverhältnissetrifft. Dagegen überläßt es die Gewerbeordnung der Bcrggesetzgebungder
einzelnen Länder, für unterirdische und demnach zum Bergwesen gehörige Betriebe gewisse
besondereBestimmungen zu treffen. Die Gewerbeordnung trifft auf diese unterirdischbetriebenen
Gruben nur soweit zu, als besondere Paragraphen als zutreffend in der Gewerbeordnung selbst
bezeichnet sind. Diese Regelung, die der Berggesetzgebungüberlassen war, ist durch die Novelle
vom 24. Juni 1892 zum allgemeinenBerggesetzerfolgt; es sind dort die Verhältnisseder Arbeiter
für den Bergbau eingehendgeregelt worden. Da aber der § 214 des allgemeinen Berggesetzes
bisher nur die Bestimmungen des Berggesetzesüber die Bergpolizei und die Knappschaftsvcreine
für die hier in Rede stehenden Brüche gültig erklärte, aus diesem Grunde haben diese Be¬
stimmungen zum allgemeinen Berggesctz vom 24. Juni 1892 auf die hier in Rede stehenden
unterirdifch betriebenen Brüche noch keine Anwendung gefunden und müssen alfo durch ein
besonderes Gesetz Geltung erlangen. Es wird deswegen in § 214 d ausgedrückt, daß die Be¬
stimmungen des allgemeinen Berggesetzesvon den Bergleuten und Aetriebsbeamten nunmehr auch
für diese unterirdisch betriebenen Brüche Geltung erhalten sollen.

Ich bemerke dabei, daß in der Kommissionvon dem Herrn Abgeordneten des Kreises
Manen darauf hingewiesen worden ist, daß eine Verstärkung der polizeilichen Aufsichtüber die
dortigen Basaltlavabrüche als dringend nöthig erscheine.

Ich komme zum vierten Punkt des Gesetzentwurfes, dem 8 214o. Dieser Paragraph beschäftigt
sich insbesondere mit den Verhältnissender Dachschieferbrüche.Diese Dachschicferbrüchc bedürfen
noch besonderer Bestimmungen, da dieselben sämmtlich unterirdisch betrieben werden und auch
besonders gefährlich sind. Es werden l33 derartige Betriebe geführt mit 1648 Arbeiter». Für
diese unterirdischbetriebenenDachschicferbrüchc, oder die Dachschieferbrücheschlechthin — alle werden
nämlich unterirdischbetrieben — werden nunmehr die Bestimmungendes allgemeinenVcrggesetzes
von dem Betriebe und der Verwaltung in Geltung gesetzt. Es wird also dort geregelt, daß auch
dieser Betrieb nur am Grund eines Betriebsplanes und unter Aufsicht von Beamten, welche als
befähigt dazu von der Bergbehörde anerkannt worden sind, geführt werden darf. — Andererseits
hat der Dachschicferbergbauauch eine erheblichenationalökonomischeBedeutung. Er trägt ins¬
besondere dazu bei, die Verhältnisse von Hunsrück und Eifel zu heben. Neuerdings hat man
vielfach erkannt, daß die bisher allgemein angenommeneUeberlegcnheitdes englischen Dachschiefers
gegenüber deu/Mosclschiefer doch nicht zutreffend ist, daß im Gegentheil die besseren Lagen ein
ganz vorzüglichesMaterial bieten, und man möchte deshalb diesem Bergbau auf Dachschicfer noch
einige Erleichterungengewähren, welche jenen im allgemeinenarmen Gegenden, dem Hunsrück und
der Eifel zu Gute kommen müssen. Gs follen deshalb auf diesen Dcichschieferbau einige Bestim¬
mungen des allgemeinen Beiggesetzesvon dem Bergwerkscigcuthumim Allgemeinen, nämlich die
Bestimmungenüber die Hülfsbaue nach dem Gesetzentwurfe Anwendung finden. Bisher mußte der
Bcrgbaubetrcibende, wenn er, sei es auch in großer Tiefe, unter einem fremden Grundstückedurch
wollte, die Zustimmung des betreffendenGrundeigeuthümers haben, und da es sich da oft um
viele Grundcigenthümcr handelt, unter denen sich immer oder doch sehr häufig einer findet, mit
dem gar nichts zu machen ist, der Bedingungen stellt, auf die man absolut nicht eingehenkann, so
wurde der Betrieb iu manchen Fällen einfach unmöglich gemacht. Es sind Stollen nöthig zur
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Abführung der Wasser, zur Förderung der Schiefer und dergl,, und um solche Anlagen zu ermög¬
lichen, sollen derartige Hülfsbaue auch ohne die Zustimmung des betreffendenGrundeigenthümers
eingerichtetwerden dürfen. — Ferner ist vorgesehen,daß unter gewissen Umstanden eine Grund-
nbtretung verlangt werden kann, diese aber nur insoweit, als es sich um Herstellung von Wegen,
Eisenbahnen, Kanälen, Wasserlassen und Hülfsbauen zum Zwecke des Grubenbetriebes und des
Absatzes handelt. Ein ähnliches Enteignungsrccht, aber im weiteren Umfange ist im Beiggesetz je
für die eigentlichenVergwcrksmineralienvorgesehen;hier hat man den Umfang dieses Enteignuugs-
rechtes beschränkt,weil es sich nicht um einen verliehenen Bergbau, sondern um einen Grnnd-
eigenthümerbergbauhandelt, der sein Recht vom Grundcigenthum selbst ableitet. Also zur Anlage
von Dampfkesseln,zur Anlage von Aufbereitungsanstalten und dergleichenwird eine Enteignung
nicht eingeräumt und ist auch nicht nöthig, weil ja das darüber liegendeGrundeigcnthum mit dein
darunter liegenden Bergbau iu direktem rechtlichemZusammenhang steht, und der Bergbau-
betreibende,der ja von vonhercin die nöthige Berechtigung hat, wenn er sich bei dem Erwerb der
Bergbauberechtigunggenügend gesichert hat. Man hat also nur diejenigen Rechte eingeräumt, die
sich auf das Grundeigenthum beziehen, unter dem sich der Bergbau selbst nicht bewegt, wie es
für die Herstellung von Eisenbahnen,Kanälen, Wasserläufcn und dergleichen nöthig ist. — Gegen¬
über diesen dem Bergban einzuräumendenRechten hat man demselbennaturgemäß auch Pflichten
aufzuerlegen, und deshalb schlägt der Gesetzentwurfvor, auch die Bestimmung des allgemeinen
Berggesetze von dem Schadenersätzefür Beschädigungendes Grundeigenthums zur Geltung zu
bringen. Es ist naturgemäß, daß ein Bergbau, dem derartige Berechtigungenertheilt werden, auch
die entsprechendenPflichten gegenüber dem Grundbesitzübernehmen muß, damit keine berechtigten
Klagen des Grundbesitzesüber eine Schädigung aufkommenkönnen.

Diese Bestimmungen haben die allgemeineZustimmung der Kommission gefnndcn. Es
wurde iu der Kommissionnoch von dem Herrn Abgeordneten des LandkreisesEssen der Wunsch
ausgesprochen, daß auch die rechtsrheiuischeu Kalksteinbrüche und Kuhlensandsteinbrüche,welche dort
vielfach unterirdischbetriebenwerden und früher den Bergrevierbeamtenunterstellt waren, jetzt aber
von den Ortspolizeibehördenbeaufsichtigt werden, einer ähnlichen Beaufsichtigungdurch die Berg-
Polizeibehördenunterstellt werden möchten.

Ich komme nun zum fünften Punkt, der durch die neue Vorlage gegeben wird, nämlich
zu 8 214 ä. Derselbe regelt die Vertretung dieser Betriebe der Bergbehörde gegenüber und über¬
haupt nach cmßcn hin. Es giebt Fälle, besondersbei dem Dachschiefcrbergbau, wo die Berechtigung
schon von alters her vom Grundeigenthum durch Kauf abgelöst worden uud dann durch Erbgang
in viele Hände übergegangenist. An den Gruben sind dann oft eine ganze Reihe von Personen
betheiligt, deren Namen vielfach nur sehr schwer zu ermitteln und festzustellensind. Da es nun
aber doch nöthig ist, den NetheiligtenZustellungen machen zu können, und da das, wenn mau die
Betheiligtcn entweder gar nicht oder nur sehr schwer ermitteln kann, nicht wohl angeht, so ist für
solche Fälle, wo also eine Vertretung der Betheiligtcn gesetzlichnicht schon festgestellt ist, vorgesehen,
einen Repräsentanten zu bestelle», welcher die Zustellungen in Empfang zu nehmen hat und
die Betheiligten bei den Verhandlungen mit den Behörden vertritt.

Es sind das die fünf Punkte, die bei der Prüfung des Gesetzentwurfs besonders zu
beachten sind. Die Schlußbestimmungdesselben, nämlich der Artikel II und der Artikel III, sind
ohne sonderliche Bedeutung, Der Artikel II regelt einige Termine, die durch die Novelle vou 1892
bestimmtwaren, und die naturgemäß, weil das hier vorliegendeGesetz später erlassen wird, anders
normirt werden müssen. Der Artikel III bezieht sich auf das Inkrafttreten des Gesetzes, das zum
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1. Januar 1900 in Aussicht genommenist. Die Kommissionhat den Erlaß dieses Gesetzes ein¬
stimmig begrüßt und befürwortet denselben, und ich habe also hier im Auftrage der Kummissiou
den Proviuziallandtag zu bitten, sich für den Erlaß dieses Gesetzescmszusprechcn, (Abgeordneter
Lüeg: Ich bitte ums Wort!)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr AbgeordneterLueg hat das Wort.
Abgeordneter Lueg-Düsseldorf: Mciue Herren! Ich mochte Ihnen anch empfehlen,

dem Gesetzentwurf Ihre Zustimmung zu ertheilen. Es ist ja richtig, daß deu einzelnenBetrieben
die jetzt vorhanden sind und die noch nicht unter dem Berggesetz stehen, durch diese neue Anordnung
Schwierigkeitenzum Theil erwachsen werden. Andererseits sind aber die unterirdischenBetriebe
doch inzwischenzn einer solchen Ausdehnung gelangt, und sind auch nicht ungefährlich, daß es
wieder berechtigtist, daß die Bergaufsichtauch auf diese Punkte ausgedehnt wird. Ich glaube auch,
daß die Betreffendennicht so sehr geschädigt werden, weil in diesem Gesetzentwurf ihnen auch ver¬
schiedene Vortheile zugewiesenwerden. Wie der Herr Referent schon hervorgehobenhat, ist ein
großer Vortheil, daß in Zukunft den Bergwerksbesitzcrn gestattet werden soll, fremde Grundstücke
unterirdischzu durchfahrcu und dadurch ihre einzelnen Betriebe mit einander in Verbindung zu
setzen, was insbesondereauch wichtig ist bei Wasserläufen, Andererseits soll den Werken anch das
Enteignnngsrccht zugetheilt werden, so daß dieselben also Wege, Abfuhrkcmälc, Eisenbahnen pp.
herstellenkönnen, um ihre Produkte besser zu verwerthen.

Aus alleu diesen Gründen möchte ich Ihnen empfehlen, dem GesetzentwurfIhre Zu¬
stimmung zu geben.

Wenn aber der Herr Referent vorhin bemerkt hat, daß in der Kommissionauch ein
Mitglied vom Landkreis Essen den Wunsch ausgesprochen hat, daß nunmehr diese Gesetzgebung auf
Kalksteiubrüchc,Steinbrüche, Mergelgruben :c. ausgedehnt werden soll, so möchte ich Sie doch
bitten, diesemWunschekeine Folge zu geben. Meine Herren! Soviel mir bekannt, cxistireurechts¬
rheinisch keine Kalkstcinbrüche, in denen der Betrieb unterirdischerfolgt, nnd ich glaube, es würde
doch zu weit führen, wenn jeder Steinbruch, der als Tagebau betrieben wird, jeder Kalkstcinbruch,
jede Mcrgclgrubc dem Berggesetz unterstellt worden ist, wenn da Knappschafteneingeführt werden
sollen, wenn das alles durch Rcvierbeamte überwacht werden soll. Meine Herren! Wir wollen
nicht mehr rcglementircn, als absolut nothwendigist; hier ist es nicht nöthig, nnd ich möchte bitten,
nach dieser Richtung den Ausführungen des Herrn Referenten, der übrigens bloß berichtet hat,
nicht zuzustimmen. (Bravo!)

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Ich frage, ob
noch Jemand das Wort verlangt. — Das ist nicht der Fall, dann schließe ich die Diskussionuud
frage den Herrn Berichterstatter,ob er noch das Wort haben will.

Berichterstatter Abgeordneter Lohmann: Ich bemerke noch, daß ich das ja nur als
Berichterstatter erwähnt, im übrigen aber auch hervorgehobenhabe — ich müßte mich wenigstens
irren, wenn ich das nicht gesagt hätte —. daß der betreffende Herr nur von unterirdischbetriebenen
Kalksteinbrüchen und Kohleusandstcinbrüchenin der Kommissiongesprochen hat. Ich gehe auf deu
Gegcustaud selbst uicht weiter ein. Ich habe denselbennur vorgetragen, damit er ans diese Weise
in den Verhandlungen Aufnahme finde und so auch zur Kenntniß der höheren BeHürden komme.
Es wird ja auch vom Provinziallcmdtag nicht verlangt, daß er dem Folge gebe, und es ist das
auch von der Kommissionnicht beantragt, — Im Ucbrigcn habe ich nichts hinzuzufügen.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstcuberg-Stammheim: Wir komme»also
zur Abstimmung.
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Sofern sich kein Widerspruch gegen den Antrag der Kommissionerhebt, darf ich wohl
annehmen, daß Sie damit einverstanden sind, und erkläre den Antrag der Fachkommissionfür
angenommen.

Wir kommensodann zum neunten Gegenstand der heutigen Tagesordnung:
Antrag der Fachkommission IL zur Petition des Geheimen Kommerzien-
rath Heinr. Lueg in Düsseldorf um Bewilligung einer Summe von
100 000 Mark als Beitrag zu den Kosten der für das Jahr 1902 in Düssel¬
dorf geplanten GeWerbeausstellung für Rheinland, Westfalen und
benachbarte Bezirke, verbunden mit einer deutsch-nationalen Kunst¬
ausstellung.

Wozu ich dem Herrn Berichterstatter Freiherrn von Coels das Wort ertheile.
BerichterstatterAbgeordneter Freiherr von Coels: Meine Herren! Viele unter Ihnen

erinnern sich noch der Industrie-Ausstellung, die im Jahr 1880 hier stattgefunden hat. Sie wissen
daß dieselbe ein eindrucksvolles Bild von dem Schaffen und Können unserer heimathlichen Provinzen
und ihrer Nachbarbezirkegegebenhat, daß sie die Kenntniß und Leistungsfähigkeitunserer Industrie
in ferne Lande getragen und ihr Absatzgebietvergrößert hat. Seit dem Jahre 1880 haben sich
die Verhältnisse gewaltig geändert. In damals ungeahnter Weise hat sich unsere Industrie entwickelt,
haben die bestehendenWerke sich ausgedehnt, sind neue erfolgreiche Unternehmungen entstanden.
Dieses gewaltige Wachsthum im Jahre 1902 dem In- und Auslande durch eine Ausstellung vor
Augen zu führen, ist von drei großen industriellen Vereinen, von der nordwestlichenGruppe des
Vereins DeutscherEisen- und Stahl-Industrieller, dem Verein Deutscher Giscnhüttcnleuteund den:
Verein zur Wahrung der gemeinsamen wirthschaftlichen Interessen von Rheinland und Westfalen
angeregt worden. Die Anregung der Vereine ist auf einen fruchtbaren Boden gefallen und hat
überall in kommunalenund bürgerlichenKreisen lebhaften Widerhall gefunden.

Wie im Jahre 1880, soll auch im Jahre 1902 mit der Industrieausstellung eine deutsch¬
nationale Kunstausstellungverbunden werden. Diesem Gedanken hat die Düsseldorfer Künstlerschaft
sofort auf das lebhafteste zugestimmt; sie hat dabei den Wunsch zu erkennengegeben, daß das
Gebäude, welcheszur Aufnahme der Kunstausstellung geschaffen werden muß, kein provisorisches
sein, sondern dauernd erhalten und für die periodisch sich wiederholendenKunstausstellungenverfügbar
bleiben möge. Während die KünstlerschafteuMünchen's und Berlin's bereits seit vielen Jahren
geräumigeAusstellungslokalitätenbesitzen und jährliche Ausstellungen veranstalten, die ihren erprobten
und jüngeren Kräften Gelegenheit bieten, ihr künstlerisches Können in günstige Erscheinung treten
zu lassen, mangelt ein solches Ausstellungslokalder hiesigen Künstlerschaftvöllig. Sie ist gezwungen,
mit ihren Bildern in den Ausstellungen anderer Städte gewissermaßenzu Gaste zu gehen, und
muß sich dort mit den meist minder günstigen Plätzen begnügen, welche die zunächst für das eigene
Interesse besorgte Vertretung fremder Künstlerschaftenihr anweist. Hieraus ergicbt sich eine ernste
Benachteiligung der Düsseldorfer Künstlerschaft in dem Konkurrenzkampfekünstlerischen Wirkens.
Gerne haben darum die Unternehmer der Industrieausstellung trotz der dadurch entstehenden
sehr bedeutenden Mehrkosten sich bereit erklärt, den Wünschen der Künstlerschaft entgegen zu
kommen. Sie beabsichtigt, in der Industrieausstellung ein bleibendes Kunstausstellungsgebäudezu
errichten, welches unsere rheinische Kunstschule in ihren Bestrebungen fördern und unterstützensoll.

Für die Zwecke, welche sich der Ausstellungsausschnßzum Ziele gesetzt hat, ist die
Bereitstellungsehr bedeutender Geldmittel nöthig. Wenn die Ausstellung ein treffendes Bild der
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Großartigkeit unserer Industrie geben, wenn sie den Anziehungspunktvon Millionen von Besuchern
bilden soll, muß sie auf breiterenUnterlagen errichtet werden, als frühere gleichartige Unternehmungen.
Die Bereitstellung eines Ausstellungsfonds von ungefähr 3 800 000 Mark ist finanzielle Vor¬
bedingung. Es ist geplant, diesen Ausstellungsfondsin zwei Theilen aufzubringen,als Garantiefonds
und als Beitragsfonds. Der Garantiefonds, der eine Höhe von 3 000 000 Mark erreichensoll,
wird mit 5 °/° eingezahlt und aus etwaigen Ucberschüssen der Ausstellung zunächst zurückerstattet.
Der Beitragsfonds zerfällt wieder in zwei Theile: in einen ä tnnä vsräu gegebenen Theil und
in einen anderenTheil, welchervoll eingezahlt, indeß zurückerstattet weiden soll, weun nach Deckung
des Garantiefonds noch weitere Ueberschüsseverfügbar bleiben. Es wird darauf gerechnet,daß zu
dem letzten Fonds Banken und solche GewerbetreibendeBeiträge zeichnen,welche von der Aus¬
stellung Vortheil haben, ohne daß ihnen durch direkte Betheiligung an derselben Unkosten erwachsen.
Zu demjenigen Theil des Ausstellungsfonds,welcher K tonä vsrän gezeichnet werden soll, haben das
Kohlensyndikatund die DüsseldorferKünstlerschaftbereits erhebliche Beiträge zugesichert. Weitere
Beiträge sind erbeten von der Stadt Düsseldorf,von der Provinz Westfalen und der Rheinpruviuz.

Entsprechend den großen Sympathien, welche der Gedanke der Ausstellung auf allen
Seiten gefundenhat, sind auch die Zeichnungenzu dem Ausstellungsfondsreichlich geflossen. Der
Garantiefonds ist bereits völlig gedeckt; mehr als 2 900 000 Mark sind für diesen Fonds bereits
in der Bürgerschaft Düsseldorfs und in der niederrheinischenIndustrie gesammelt. Besonders
hervorgehobenwerden müssen auch die Leistungen,welche die Stadt Düsseldorf für die Ausstellung
übernommen hat. Sie plant die Herrichtung eines Ausstellungs-Terrains an der GolzheimerInsel
unter Aufwendung eines Kostenbetrages von 1120 000 Mark; sie hat in Aussicht genommen,
ein Terrain für das Knnstausstellungsgebäudeim Werthe von 5—600 000 Mark zur Verfügung
zu stellen. Außerdem wird von ihr ein Zuschuß, zum Beitragsfonds K tonä nerän im Betrage
von 100 000 Mark erwartet.

Noch nicht völlig flüssig gestellt ist dieser Beitragsfonds K tonä veräu. Der Ausstellungs-
ausschuß erbittet von der Rheinprovinzeine Beihülfezu diesem Fonds in der Höhe von 100 000 Mark.
Es handelt sich dabei für den Ausstellungsausschußnicht nur um die Erlangung eines Geldbetrages,
sondern auch um die Erlangung einer moralischen Unterstützung. Der Ausschuß wird eine günstigere
und stärkerePosition Behörden und Privaten gegenüberbesitzen, wenn er sich darauf berufen kann,
daß sein Unternehmen als ein gemeinnütziges anerkannt ist, daß sein Vorgehen nicht nur von der
Billigung der vielleicht direkt interessirten Privaten, sondern auch von der Sympathie und Zustimmung
der Provinzen getragen wird.

Diesen Gedanken Folge gebend, hat der Provinzialausschuß einstimmig die Gewährung
der erbetenen Beihülfe empfohlen, und hat sich Ihre Fachkommissioneinstimmigdem Antrag des
Provinzialausschussesangeschlossen. Es ist dies erst geschehen, nachdem klar dargelegt worden ist,
daß die geplante Ausstellung sich als ein solides ernstes Unternehmendarstellen wird und daß jede
jahrmarltsmäßige Ausartung von ihr fern gehalten weiden wird. (Bravo!) Hierfür bieten sichere
Bürgschafteneinerseits der ausdrückliche Beschlußdes Ausstellungsausschusses, auf der anderenSeite
aber auch die Persönlichkeiten,aus welchen sich dieser Ausschuß zusammensetzt,insbesondereauch
die Persönlichkeitseines Vorsitzendendes Herrn Geheimen-KommerzienrathsLueg aus Düsseldorf,
der es verstanden hat, die Ausstellung des Jahres 1880 in so würdiger und vornehmer Weise
auszugestalten. (Bravo!)

Die Gründe, welche die Fachkommissionzur Bewilligung der Beihülfe führten, gipfeln
darin, daß die Ausstellung als ein für die ganze Provinz vortheilhaftes Unternehmen anzusehen
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ist. Zunächst soll sie unserer Industrie nützen. Sie soll den gewaltigenAufschwung, den die Industrie
in den letzten 20 Jahren genommen hat, in wirkungsvollerWeise zur Anschauungbringen, sie soll
für die Industrie neue Bewundrer und neue Käufer gewinnen. Vielleichtwird auch auf der Pariser
Ausstellung im Jahre 1900 die ausländische und insbesondere auch die deutsche Industrie nicht
glücklich in die Erscheinungtreten, weil ihr dort nur ein sehr beschränkter Raum zugetheilt ist, weil
Frankreich für seine eigenen Aussteller, ich glaube dreiviertel des gesammtcnAusstellungsareals
reservirt hat. Die DüsseldorferAusstellung wird für die deutsche Industrie Gelegenheit bieten,
diesen Nachtheil wett zu machen. Sie wird zeigen,wie sehr die deutscheIndustrie der französischen
Conkurrenzüberlegen ist, auch wenn infolge der Ungunst der Anordnung dies in Paris nicht in
die Erscheinungtreten sollte.

Aber auch die Landwirthschafthat Veranlassung, sich der Ausstellung wohlwollend gegen¬
überzustellen. Ich will nicht betonen,daß der Landwirthschaftreichliche Zuwendungen aus Provinzial-
mitteln zustießen,und daß sie darum einer Zuwendung zu industriellen Zwecken nicht widerstreben
darf. Aber ich will hervorheben,daß das Wohlergehen der Industrie auch der Landwirthschaftzu
Gute kommt. Bei den engen Wechselbeziehungen,die gerade in unserer Provinz zwischen Land-
Wirthschaft und Industrie bestehen, bewirkt die Blüthe der Industrie eiu Gedeihender Landwirthschaft,
eine Steigerung des Preises und des Absatzes der landwirtschaftlichen Produkte. Auch darf nicht
unbeachtetbleiben, daß in dem Rahmen der Ausstellung die Erzeugnisseder Landwirthschaft und
des Waldbaues in einer besonderenAbtheilung Platz finden werden, daß also die Lcmdwirthe sich
die Ausstellung direkt dienstbar machen können, um ihre Produkte zu empfehlenund um ihr Absatz¬
gebiet zu erweitern.

Nicht zum Mindesten wird die Ausstellung den Zwecken der Düsseldorfer Künstlerschaft
zu Gute kommen. (Sehr richtig!) Wie im Jahre 1880 im Anschluß an das damalige Unter¬
nehmen das Kunstgewerbemuseumgeschaffen worden ist, dessen Sammlungen für das Kunsthandwerl
unserer ganzen Provinz vorbildlich und erzieherisch wirken, so soll im Anschluß an die neueste
Ausstellungein Kunstausstellungsgebäudeals dauernde Erinnerung bestehenbleiben. Es wird dies
ein wichtigesMittel sein, die heimische Kunst vor dem Niedergang zu bewahren, ihr neue Kräfte,
neues Leben einzuflößen, ihr geistige und finanzielle Erfolge zuzuführen. Wenn der Rheinische
Provinziallandtag aufgefordertwurde, für die heimische Kunst eine offene Hand zu zeigen,hat er
jedesmal freudig zugestimmt. Ich zweifle nicht, daß dies auch heute geschehen wird, wo es sich
um die Unterstützung von Bestrebungen handelt, welche ein höheres Ziel im Auge haben, als die
Erhaltung alter Baudenkmäler, welche die Künstlerschaft,die schaffend unter uns wirkt, in dem
Kampfe um ihr künstlerisches Können unterstützenund vielleicht vor dem Erliegen bewahren soll.

Meine Herren! Sie sehen, nicht aus materiellenGründen allein, sondern auch aus ideellen
Gründen hat Ihre Fachkommissionden Ihnen unterbreiteten Beschluß gefaßt. Das für unsere
ganze Provinz und alle Berufsstände wichtige Unternehmen erfordert zu glücklichem Gelingen
Vorarbeiten von außergewöhnlichem Umfange und außergewöhnlicher Schwierigkeit. Geben Sie den¬
jenigen Herren, welche sich diesen Arbeiten in selbstloser Weise unterzogenhaben, durch den einstimmigen
Beschlußdie Gewißheit, daß sie der Billigung und des Dankes der Provinz sicher sind. (Bravo!)

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstcnberg-Stammheim: Ich stelle den
Antrag der Fachkommission zur Diskussionund frage, ob Jemand das Wort verlangt. — Das ist
nicht der Fall.

Dann schließe ich die Diskussion und wir kommen zur Abstimmung, vorausgesetzt,daß
der Herr Berichterstatternicht noch einmal das Wort verlangt. — Der Herr Berichterstatterverzichtet.
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Ich bitte, daß diejenigenHerren, welche für den Antrag Ihrer Fachkommission sind, sich
von ihren Plätzen erheben. (Geschieht.)

Das ist fast einstimmigbeschlossen. (Bravo! Rufe: Einstimmig! Rufe: Nein! Unruhe.
Glocke des Präsidenten.)

Ich bitte um Entschuldigung, ich möchte nicht mißverstanden werden. Ich habe nur
gesagt: Das ist fast einstimmigbeschlossen.Wollen Sie die Gegenprobe machen? (Rufe: Nein!)

Auf die Gegenprobe wird verzichtet;der Antrag ist also angenommen.
Wir kommen nunmehr zum 10. Punkt der heutigen Tagesordnung:

Antrag der Fachkommission IIH zu dem Bericht und Antrag des Provin-
zialausschusses, betreffend den Erlaß eines Reglements über die Aufnahme
und Entlassung der der Fürsorge des Rheinischen Provinzial- (und Land-
armen-)Verbandes anheimfallenden Geisteskranken, Idioten, Epileptischen,
Taubstummen und Blinden in und aus öffentlichen und privaten Anstalten,
sowie über die Ginrichtung, Leitung und Beaufsichtigung der Rheinischen
Provinzial-Heil- und Pflegcanstalten.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Venn.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Venn: Die vielfachen Abänderungen und Zusätze,

welche die Irrenreglcments im Laufe der Zeit erfahren haben, haben Veranlassung gegeben, die¬
selben in ein einziges Reglement zusammenzufassen.Diese Ergänzungen und Zusätze hatten nicht
nur für die mit der täglichenHandhabung befaßten Verwaltungen der Provinz, sondern auch vor
allem für die Kreis- und GemeindeverwaltungenSchwierigkeitenin der Beherrschungdes Gegen¬
standes, sowie auch Zweifel in der Auslegung hervorgerufen. Dazu kommt,daß es gebotenerschien,
die Vorschriftenüber die Aufnahme in Prooinzialcmstaltensowie auch über die Entlassung von
Geisteskrankenmöglichstgenau zu fassen, um das im Volke noch vielfach verbreitete Mißtrauen
gegen die Irrenanstalten thunlichst zu beseitigen. Die Wichtigkeitdes Reglements konzentrirt sich
daher besonders auf die §§ 5 und 19, welche die Aufnahme und die Entlassung behandeln.
Entsprechend der großen Wichtigkeit ist das Reglement ungcmein sorgfältig und gewissenhaft
bearbeitet; es ist ein Produkt langer Unterhandlungen seitens der Verwaltung mit den Anstalts¬
direktorenund den Staatsbehörden. Aber eben die Wichtigkeit des Gegenstandeshat die Kommission
veranlaßt, sich besonders genau und eingehendmit der Vorlage zu befassen.

Was nun das Reglement im Einzelnen angeht, so wurde von einem Mitglied der Kom¬
mission das Wort „Reglement" beanstandet und zur Erwägung gegeben, ob nicht anstatt dessen
ein deutsches Wort, etwa Bestimmung oder Vorschrift, zu wählen sei. Seitens der Verwaltung
wurde jedoch erwidert, daß eine Aendernng des Wortes leider nicht gut angängig sei, da das
Wort in der Provinzialordnung festgelegt und eine andere Bezeichnungdaher zu Mißverständnissen
Veranlassung geben könnte. Es wurde sodann in der Kommissionbeschlossen, hinter das Wort
Reglement zur leichteren Handhabung (in Klammern) zu setzen „vom 7. Februar 1899" (das
Datum der Genehmigung seitens des Provinziallandtages), um den langen Titel in den Schrift¬
stücken vermeiden zu können. Die Ueberschrift,selbst schließt sich thunlichstder Ueberschriftder
ministeriellenAnweisung für die Privatanstalten vom 20. September 1895 an. Zunächst befaßt
sich dann das Reglement mit der Fürsorge für Bewahrung, Kur und Pflege der Geisteskranken,
Idioten, Epileptischen,Taubstummen und Blinden, soweit der Lcmdarmenverbandder Rhcinprovinz
hierzu gesetzlich verpflichtet ist. Dies ist der Fall erstens, soweit diese angeführten Personen
hülfsbedürftig im armenrechtlichcnSinne sind und zweitens der Anstaltspflege bedürfen.

19*
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In der Begründung, Seite 7, sind dann die Begriffe der Hülfsbedürftigkeitund der Anstaltspflege-
bedürftigkeitnäher festgestellt. Der gesetzlichen Fürsorgepflicht ist dann gegenübergestelltdie
freiwillige Fürsorge. Diese umfaßt auch solche Kraute, welche nicht hülfsbedürftig im armen¬
rechtlichen Sinne sind, aber der Anstaltspflege bedürfen und zweitens solche, welche weder hülfs¬
bedürftig im armenrechtlichenSinne sind, noch der Anstaltspflege bedürfen, dagegen bildungsfähig
sind und sich noch im jugendlichenAlter befinden. Es handelt sich hierbei also nicht um die
Förderung von Vortheilen für Armenverbände, sondern um Berücksichtigungder besonderen
Wünscheder Krankenund ihrer Unterhaltungspflichtigen. Es ist hierbei selbstverständlich, daß zum
Schutz der Provinz vor Nachtheilendie Frage der Zahlungsfähigkeitbesonders zu prüfen ist. Als
geeigneteAnstalten zur Aufnahme von Kranken beider Kategorien gelten die Anstalten des Pro-
vinzialverbandes und diejenigenöffentlichen und privaten Anstalten, welche in ihren Einrichtungen
und in der Leitung den Vorschriftender staatlichen Aufsichtsbehördeund in der Behandlung der
ihnen zugewiesenen Krankenden Anforderungen der Provinzialverwaltung, wie sie durch die Normativ-
Vorschriftendes 39. und 40. Provinziallandtags für die Irienpflegecmstaltenfestgelegt sind, entsprechen.

Was nun den wichtigsten Punkt, die Aufnahme von Geisteskranken,angeht, so ist
diese, wie schon seither, bei der Direktion der zuständigen Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt zu
beantragen. Eine längere Diskussion rief in der Kommission die Fassung des Z 5, welche die
Aufnahme in die Anstalten behandelt, hervor. Ueber die Fassung des § 5 haben lange und
eingehende Unterhandlungen mit der Staatsbehörde und den Anstaltsdirektoren stattgefunden.
Nach den ersten Entwürfen der Verwaltung war die Aufnahme in eine Provinzial-Heil- und
Pflegeanstalt abhängig gemacht von der Beantwortung des Fragebogens L durch einen beamteten
Arzt (zuständigen Kreisarzt, ärztlichen Leiter einer öffentlichen Irrenanstalt oder psychiatrischen
Klinik). Die Anstaltsdirektoren jedoch hielten „die Beantwortung des Fragebogens durch einen
beamteten Arzt unter allen Umständen" für eine zu große Erschwerungder Aufnahmen, da häusig,
sofern der beamtete Arzt nicht zur Stelle oder sonst verhindert sei, eine unliebsame Verzögerung
der Aufnahme eintreten könne; andererseits sei aber auch unter Umstanden dem Gutachten des
Hausarztes, der mit der Lebensweise, der Vorgeschichteder Krankheit und auch der Krankheit
selbst am besten vertraut sei, ein größerer Werth beizulegen. Es kam daher eine Einigung zu
Stande, daß, falls nach dem Urtheil des Anstaltsdirektors das von einem approbirten (nicht
beamteten) Arzt abgegebeneGutachten allein für eine Entschließung über die Aufnahme nicht
genüge, er dann vor der Aufnahme die Beantwortung des Fragebogens durch einen beamteten
Arzt fordern kann.

Dem entsprechenderschien eine Stelle des Paragraphen verbesserungsfähig; man hielt
es für richtiger, zu sagen, anstatt „erfolgt die Aufnahme in eine Provinzial-Heil- und Pflege¬
anstalt u. s. w." „für die Aufnahme in eine Heil- und Pflegeanstalt", um festzulegen, daß die
Einforderung des von einem beamteten Arzt vollzogenenFragebogens falls dies als nothwendig
erkannt wurde, vor der Aufnahme zu geschehen habe.

Es ist hier wohl am Platze zu bemerken,daß zur Aufnahme in eine Privat-Irrenanstalt
in jedem Falle ein von einem beamteten Arzt ausgestelltes Gutachten die Grundlage bildet.
Um nun das im Volte noch vielfach verbreitete Mißtrauen gegen die Irrenanstalten weiter
thunlichstzu beseitigen, ist die ständige Zuziehung der Polizei zu jeder Einlieferung geboten,
abgesehen von den Fällen, in denen die staatlichenBehörden ohnehin mit der Angelegenheitbefaßt
sind. Also es bedarf der Erklärung der Ortspolizeibehördenicht, wenn der Fragebogen von einem
beamteten Arzt ausgestellt ist, oder wenn der Aufnahmeantrag unmittelbar von einer zuständigen
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Militär-, Justiz- oder unmittelbaren Staatsuerwaltungsbehörde gestellt wird. Die Kommission
nahm diese Anträge an, hielt es jedoch für richtiger, an Stelle der „höherenVerwaltungsbehörde"
zu setzen „unmittelbare Staatsuerwaltungsbehörde", um Mißverständnisse in dieser Richtung
zu vermeiden.

In dem Absatz 3 a ist noch ein Druckfehlerzu berichtigen. Es muß heißen anstatt „im
Falle des § 2 Absatz d", „im Falle der Ziffer 2d".

Aus den weiteren Bestimmungendieses Paragraphen ist hervorzuheben, daß, wenn die
Aufnahme ohne Inanspruchnahme der öffentlichen Armenpflege erfolgen foll, eine amtliche Mit¬
theilung der Ortspolizeibehördeoder der zuständigenBehörde über die persönlichen und Vermögens¬
verhältnisseder Kranken und eine Verpflichtungserklärung,daß er die Zahlung der Kosten an die
Anstalt übernimmt (siehe Beilagen 1 und 2), oder, wenn die Aufnahme im Wege der
öffentlichen Armenpflege erfolgen foll, ein möglichst genau beantworteter armenrechtlicher
Fragebogen (Fragebogen H.) unmittelbar an den Landeshauptmann gleichzeitig mit dem an die
Anstaltsdirektionzu richtenden Aufnahmeantrag durch den zuständigen ^rtsarmenverband einzu¬
reichen ist.

Die Kommissionglaubte, den, hohen Provinziallandtage den § 5 in der Ihnen mit den
kleinen AbänderungenvorgelegtenFassung zur Annahme empfehlen zu dürfen in der Ueberzeugung,
daß dadurch alle Bedenken hinsichtlichdes Schutzes gegen widerrechtlicheFreiheitsberaubungen
entfernt würden. Nach eingehenderPrüfung hat dann die Kommissiondie folgendenParagraphen
6 7, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14, 15, 16, 1? und 18 ohne Abänderung ihre Zustimmung gegeben
und empfiehlt Ihnen dieselben ebenfalls zur Annahme. Ein besonderes Interesse und eine ein¬
gehende Diskussion beanspruchte in der Kommission der Z 19 des Reglements, da er die Ent¬
lassung der Geisteskrankenregelt. An Vorschriftenüber die Fälle, in denen bisher die Ent¬
lassung erfolgen mußte, fehlte es bisher.

Der § 19 legt fest, daß die Entlassung erfolgen muß, wenn der Kranke nach dem
Gutachten des leitendenArztes der Anstaltspflegenicht mehr bedarf und daß der leitende Anstalts¬
arzt dafür verantwortlich ist, daß kein Kranker länger, als es sein Gesundheitszustanderfordert, in
der Anstalt zurückbehaltenwird. Es muß alsdann die Entlassung erfolgen, ohne daß es dazu
der Zustimmung einer Polizeibehörde, eines gesetzlichenVertreters, oder des Landeshauptmanns
bedarf. Ferner muß die Entlassung erfolgen, wenn der gesetzliche Vertreter des Kranken (Vater,
Ehemann, Vormund, Pfleger) oder derjenige, welcher die Pflegekostenbestreitet, (Armenverband,
Behörde, Privatperson) die Entlassung fordert. Es sind hier ausdrücklich die gesetzlichenVertreter
des Kranken benannt, ebenso diejenigen, die als Träger der Pflegekostendie Entlassung fordern
können. Wenn jedoch nach dem Ermessendes Anstaltsarztes der Kranke voraussichtlich durch die
Entlassung in dem Fortgang seiner Genesung geschädigt oder nach der Entlassung sich oder andern
gefährlich fein würde, fo kann die Entlassung davon abhängig gemachtwerden, daß sich der Antrag¬
steller (gesetzlicherVertreter oder Träger der Wegekosten) durch eine amtliche oder protokollarische
Erklärung verpflichtet, alle Verautwortung für die Folgen der ärztlich widerrathenen Entlassung
zu übernehmen. Außerdem muß aber noch bei gefährlichen Kranken die Genehmigung der für den
künftigen Aufenthaltsort zuständigen Ortspolizeibehörde zu der Entlassung beigebracht werden.
Der Herr Minister hatte zu den reglcmentarischenVorschriften über die Entlastung in den neueren
Provinzialreglements einen Zusatz verlangt, welcher lautet: „Die Entlassung muß erfolgen, wenn
ein Antrag auf Entmündigung des Kranken entgültig abgelehnt oder die eingetretene Entmündigung
rechtskräftig wieder aufgehobenist."
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Der Provinzialausschuß ist bei dem Minister vorstellig geworden,daß eine derartige Vor¬
schrift in dieser Fassung nicht als nothwendig erscheine, weil die Begriffe „Anstaltspflegcbcdürftig-
kcit" und „rechtliche Verfügungsfähigkcit"sich nicht ausschließen. Die nähere Begründung für die
Ansicht des Provinzialausschussesfinden Sie auf Seite 19. Vielmehr glaubte der Provinzial-
ausschußden gewünschten Zusatz zu § 19 fassen zu sollen:

„Die Entlassung soll außerdem in der Regel erfolgen:
3. wenn ein Antrag auf Entmündigung des Kranken endgültig abgelehnt oder die ein¬

getretene Entmündigung rechtskräftig wieber aufgehoben ist,
4. wenn ein freiwilliger Pensionair selbst (vcrgl. Nr. 2) feine Entlassung fordert.

Wenn die Anstaltsdirektion in den Fällen zu 3 und 4 gegen die Entlassung
ärztliche Bedenken hat, so sind die Akten alsbald dem Landeshauptmann zur Ent¬
scheidung vorzulegen, welcher dieselben bei Ablehnung des Entlassungsantrages der
Staatsanwaltschaft zur Erwägung weiterer Schritte (Entmündigungsverfahren :c.)
übermittelt."

Da eine Antwort auf diesen Vorschlag des Herrn Landeshauptmanns seitens des Herrn
Ministers bisher nicht erfolgt ist, hat die Kommission beschlossen,Ihnen folgende Fassung zu empfehlen:

5. Der Provinzialausfchuß wird ermächtigt, die von dem Herrn Minister der
geistlichen :c. Angelegenheiten durch Erlaß vom 26. September 1898 gewünschten
Ergänzungen der §§ 19 und 21, sofern der Herr Minister hierauf bestehen sollte,
im Sinne der von dem Landeshauptmann vorgeschlagenennachfolgendenZusätze
nachträglich selbstständigvorzunehmen.

Mit diesem Zusatz empfehle ich Ihnen Namens der Fachkommission 11^. die Annahme
des § 19.

Zur Wiederaufnahme von versuchsweiseEntlassenen oder beurlaubten Kranken (§ 20)
fehlte es bisher an der Feststellungeiner bestimmten Grenze für die Zeitdauer der versuchsweisen
Entlassungoder Beurlaubung. In den Privatanstalten ist die Grenze sehr eng gezogen (14 Tage),
doch erscheint es bei Provinzialanstalten nicht angängig, diese Grenze unter den Zeitraum von
drei Monaten festzusetzen, da andernfalls, wenn die Wiederaufnahme als nothwendig erkannt wird,
wieder ein ganz neuer Aufnahmeantrag gestelltwerden müßte. Die Kommission gab hierzu ihre
Zustimmung im Hinblick darauf, daß diefer Paragraph selbstverständlichauf die Privat - Irren¬
anstalten keine Anwendung findet.

Eine Diskussion ergab sich bei Berathung des § 21. Zu diesem Paragraph hatte der
Herr Minister einen Zusatz dahingehend gewünscht,daß bei Untersuchungsgefangenender Zeitpunkt
der Entlassung der Behörde, welche den Aufnahmeantrag gestellthat, vorher rechtzeitig mit¬
getheilt werde. Aus der Mitte der Kommission erhoben sich Bedenken, ob nicht der Ausdruck
„vorher rechtzeitig" genauer festzulegen fei, um Meinungsverschiedenheitenin dieser Richtung zu
vermeiden. Es wurde beantragt, hinter rechtzeitigin Klammer zu setzen „mindestens acht Tage."
Dieser Antrag wurde angenommen.

Der folgende Abschnitt handelt von der Einrichtung, Leitung uud Beaufsichtigung der
RheinischenProvinzial - Heil- und Pflegeanstalten. Die Kommission erklärte sich gern mit der
Abänderung der Bezeichnung der Anstalten und Vermeidung des Wortes „Irren" einverstanden.
Im Uebrigen behandelt der zweite Abschnitt lediglich die Vorschriften über Behandlung der
Kranken, die Verwaltung und Leitung sowie die Beaufsichtigung und Revision und gab der
Kommissionzu Abänderungsvorschlägenkeine Veranlassung.
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Somit erlaube ich mir, Ihnen im Namen der Fachkommission II H, das Ihnen vor¬
liegende Reglement mit den von der Kommission vorgeschlagenen Abänderungen, DrucksacheNr. 74,
zur Annahme zu empfehlen, (Beifall,)

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Wir kommenzur
Diskussionund ich frage, ob Jemand das Wort verlangt, (Abgeordneter von Stedman: Ich
bitte ums Wort,) — Herr Abgeordnetervon Stedman hat das Wort.

Abgeordneter von Stedman: Meine Herren! Ich möchte mich gegen die Überschrift
„Reglement" ansfprechenund zwar einfach, weil es ein Fremdwort ist. Wenn in der Kommission
hervorgehobenworden ist, es könnte zu Mißverständnissenführen, wenn es heißt „Vorschriften",so
kann ich das nicht einsehen. Sollten aber wirklichdie hervorgehobenenrechtlichen Bedenken es
nöthig machen, dann mag man dem Worte „Vorschriften" in Klammern anfügen: „Reglement".
Ich stelle die Vornahme dieser Aenderung als förmlichenAntrag, Es ist nicht genug, daß das
deutsche Reich nach Außen aufgerichtetworden ist, es muß auch uach innen in kerndeutscherSprache
aufgerichtetwerden. (Heiterkeit! Landeshauptmann Dr. Klein: Bitte ums Wort!)

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Der Herr Landes¬
hauptmann hat das Wort.

Landeshauptmann Dr, Klein: Meine Herren! In der Provinzialordnung, welche für die
Rhcinprovinz im Jahre 1888 und für die übrigen Provinzen des Staates im Jahre 1875, also
lange Jahre nach Errichtung des deutschen Reiches erlassenworden ist, steht ausdrücklich,daß die
Reglements, welche der Provinziallandtag für die einzelnen Anstalten erläßt, der Genehmigung des
Ministers bedürfen. Der Ausdruck„Reglement" ist also maßgebend für die Frage der Genehmigung,
Nachdem das Gesetz einmal den Ausdruckgebraucht hat, scheint es mir geboten, daß wir dem
Gesetze folgen und an dem Ausdruck festhalten. (Abgeordnetervon Stedman: Ich bitte ums Wort!)

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Herr Abgeordneter
von Stedman hat das Wort

Abgeordnetervon Stedman: Da Seine Majestät der Kaiser in der allerletzten Zeit
noch in dieser Beziehung uns das erhabensteBeispiel gegeben hat, so möchte ich hier den Antrag
stellen, daß bei dem Herrn Minister bei Genehmigung der Vorlage auch die Erlaubniß dafür ein¬
geholt wird, daß wir die in Frage stehende Verdeutschung vornehmen dürfen. (Beifall!) (Abgeordneter
Lohmanu: Ich bitte ums Wort!)

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Herr Abgeordneter
Lohmann hat das Wort.

Abgeordneter Lohmann: Ich meine, wir brauchen einen derartigen Antrag an den
Herrn Minister gar nicht zu stellen, sondern wir sollten einmal probircn, das Wort „Vorschriften"
zu wählen, und abwarten, obenan uns von oben her berichtigen wird. Ich glaube, daß das nicht
der Fall sein wird, und ich schließe mich also den» Antrag des Herrn Vorredners von Stedman
unbedingt an. (AbgeordneterBecker: Ich bitte ums Wort!)

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Herr Abgeordneter
Becker hat das Wort.

Abgeordneter Becker: Meine Herren! Ich bin mit der Tendenz — oder nm mich
deutsch auszudrücken— mit der Absicht, die Sie mit diesem Antrage verfolgen, durchaus einver¬
standen. Es handelt sich aber doch hier um einen Ausdruck, der iu der Provinzialordnung also
einem Gesetze angewandt ist und bestimmteArten von Vorschriftenumfaßt, und es ist mir deshalb,
höchst bedenklich,wenn Sie diesen Ausdruck ohne Weiteres änderen wollen. Wenn Sie der
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deutschen Sprache gerecht werden wollen, dann können Sie das mit vielen andern Frcmdausdrückcn
thun. Ich würde es deshalb für das richtigste halten, wenn Sie es bei dem Ausdruck „Reglement",
so wenig er mir auch selbst gefällt, bewenden ließen.

Wenn Sie aber auch bei diesem Ausdrucke unbedingt der deutschen Sprache zu ihrem
wohlverdientenRechte verhelfen wollen, dann müssen Sie wenigstens,um über den Ausdruck „Vor¬
schriften"und dessen Bedeutung jeden Zweifel auszuschließen,zu dem Worte „Vorschriften" nach
dem Vorschlage des Herrn von Stcdmcm, den er bei seinen eisten Ausführungen machte, in
Klammern setzen „Reglement". In erster Linie empfehle ich Ihnen aber, es ruhig bei „Reglement"
zu belassen; wie haben so viel andere Fremdwörter allmählich noch auszumerzen, daß es nicht
darauf ankommt, wenn wir auch dieses Eine noch eine Zeit lang festhalten, nämlich so lange bis
die Provinzialordnnng es ihrerseits aufgegebenhat.

Wollen Sie aber durchaus das Wort „Reglement" durch das Wort „Vorschriften"
ersetzen, dann fügen Sie wenigstens in Klammern hinzu „Reglement", damit jeder Zweifel darüber
ausgeschlossen ist, was in rechtlichem Sinne gemeint ist.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Herr Abgeordneter
Fricderichs hat das Wort,

AbgeordneterFriedelichs: Meine Herren! Ich bitte es bei dem Antrage der Fach¬
kommissionzu belassen. Wir haben mit derselben Vaterlandsliebe über diese Aenderung in der
Kommission,die Herr von Stedmann anruft, berathen. Wir kommenaber dabei für die sogenannte
Purifikation unserer Sprache ans eine solche Menge anderer Schwierigkeiten,die sich der Nicht¬
Zustimmung der Verwaltung anschlössen, daß z. B. die Verdeutschung der Worte Idioten, Epileptiker,
Bauterrain, Bauprogramm, Etat u. s. w,, gleichzeitig vorzunehmenwäre. Es wimmelt von Aus¬
drücken, die nicht urdeutschsind, und die sich doch derart eingelebt haben, daß sie, wie ich glaube,
bis in die untersten Schichten verstanden weiden. Ich glaube, daß hier das Maßhalten viel¬
leicht eben so gut oder besser ist, als das strenge Verdeutschen,aus Vaterlandsliebe uud aus
Liebe zur deutschen Sprache solcher Ausdrücke, die sich allgemein eingelebt haben. Und hat es
nicht Bedenken,neben den bisherigen Reglements ein weiteres aber mit neuem Namen einzufühlen?
Wird dies nicht zu der Annahme verführen, das ist etwas anderes als ein Reglement; oder soll
es heißen „Bestimmungen, das heißt Reglement". Damit erkennt jeder: inhaltlich gehören die
Bestimmungenzu den Reglements.

Ich bitte dem Antrage der Kommissionzuzustimmen!
StellvertretenderVorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Herr Abgeordneter

Conze hat das Wort. (Rufe: Schluß!)
AbgeordneterConze: Meine Herren! Die Sache ist wirklich nicht bedeutend genug,

um hier unsere Zeit solange in Anspruchzu nehmen. Für mich ist die Frage entschieden, wenn
die Männer, die mit diesem Reglement zu arbeiten haben, wünschen, daß der Name erhalten bleibt.
(Sehr richtig!) Sie haben damit zu arbeiten, und wenn sie mir sagen: es macht Schwierigkeiten
den deutschen Ausdruck einzuführen,weil überall das Wort „Reglement" in allen möglichenanderen
Beziehungenwieder vorkommt,dann ist das für mich maßgebend. Ich bitte, lassen Sie es bei dem
Beschlusse der Fachkommission. (Rufe Schluß!)

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Der Herr
Abgeordnetevon Stedman hat das Wort.

Abgeordneter von Stedman: Meine Herren! Ich finde es sehr bedauerlich, wenn
die ganze Vorschrift von Fremdwörtern wimmelt. Wenn mir aber zugerufen wird: wir sollen
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Maß halten, so glaube ich, dah ich doch sehr Maß gehalten habe. Ich habe nur da« einzigste
Wort, das an der Spitze steht, genannt. Wenn überhaupt im ganzen Reich an einer Stelle das
Wort „Reglement" fest eingewurzeltwar, dann war es beim „Exerzier-Reglement". Wir haben
aber in der Heeresverwaltung rühmlicherweisejetzt nur noch „Vorschriften", z. B. für das Turnen
und dergleichen. Ich glaube, dem Vorgehen können wir hier auch mit gutem Gewissen folgen,
(Sehr richtig! Rufe: Schluß!)

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Meine Herren!
Ich frage, ob noch Jemand das Wort verlangt. — Das ist nicht der Fall. Dann schließe ich
die Diskussion und ertheile dem Herrn Berichterstatter das Schlußwort.

Berichterstatter Abgeordneter Dr. Venn: Ich möchte bitten, dein Antrage der Fach¬
kommission zuzustimmen,besonders da in der Provinzialordnung das Wort „Reglement" deutlich
ausgesprochenist und es zu Unklarheiten führen würde, an einer Stelle ein anderes zu fetzen.
(Rufe: Abstimmen!)

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg:Stammheim: Meine Herren!
Es war von Herrn von Stedman ein Antrag gestellt, der mir aber schriftlich nicht übergeben
worden ist. (Abgeordnetervon Stedman: Kann nachgeholtwerden!) Er liegt also nicht vor
und wir kommen daher zur Abstimmung. Wollen Sie (zum Abgeordnetenvon Stedman) den
Antrag noch einreichen? (Abgeordnetervon Stedman: Jawohl! — Kleine Pause.)

Also, meine Herren, der Antrag des Herrn Abgeordnetenvon Stedman lautet:
Statt des Wortes „Reglement" zu setzen: „Vorschriften"und dahinter eingeklammert
„Reglement" in der Ueberschrift.

Wir müssen über diesen Antrag zunächst abstimmen, bevor wir über den Antrag Ihrer
Fachkommission abstimmen können. Ich bitte daher, daß diejenigenHerren, welche dem Antrage
des Herrn Abgeordnetenvon Stedman zustimmenwollen, sich erheben mögen. (Geschieht.)

Das ist die Minderheit. Der Antrag ist gefallen.
Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den Antrag Ihrer Fachkommission. Ich

bitte, daß diejenigen Herren, welche für den Antrag Ihrer Fachkommissionsind, sich erheben.
(Geschieht.) — Das ist die Majorität. Der Antrag der Fachkommission ist hiermit angenommen.

Wir würden nunmehr übergehenzu Nr. 11 der Tagesordnung:
Antrag der Fachkommission 11^ zu dem weiteren Bericht und den
Anträgen des Provinzialausschusses, betreffend die Fürsorge für die
Geisteskranken und Epileptiker der Rheinprovinz

Berichterstatter ist ebenfalls Herr AbgeordneterDr. Venn.
Berichterstatter Abgeordneter vi-. Venn: Meine Herren! Der 40. Rheinische Pro¬

vinziallandtag hat sich bekanntlich eingehend mit der Vorlage des Provinzialausschussesvom
20. Oktober 1896, betreffenddie Fürsorge für die Geisteskranken und Epileptiker der Rheinprovinz,
befaßt und in dieser Richtung eine große Zahl von Beschlüssen gefaßt. Ueber die Erledigung
dieser Beschlüsseliegt dem Provinziallandtage ein eingehender Bericht vor, soweit sie bisher zur
Erledigung gekommen sind. Außer der Vorlage des Provinzialausschusseshatte aber der Landtag
auf Antrag der II. Fachkommission noch drei Resolutionen gefaßt. Diese betreffen die Stellung
der Aerzte in Privat-Irienanstalten, die Fürforge für irre Verbrechersowie die Resolution, dem
Provinzialausschuß die Erwägung anheimzugeben, ob nicht die Verwendung geistlichenPflege¬
personals in Provinzialanstalten geboten sei.

20
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Für die nothwendig gewordenenVerbesserungenund Erweiterungen von Grafcnbcrg und
Vierzig, für den Neubau der Provinzial-Irrenanstalt in Galkhausen,die Station für verbrecherische
Irre in Dürcn und für bauliche Veränderungen in den alten Provinzial-Irrenanstalten und endlich
der Neubau für Epileptische in Fichtenhain waren vom 40. Provinziallcmdtage im Ganzen rund
8'/« Millionen Mark bewilligt worden. Um die Neubauten in etwas langsamerem Vorgehen zu
errichten, wurde der Vertrag mit der Stadt Aachenüber die Anstalt Marmberg um 1 Jahr ver¬
längert, sodaß die dort vorhandenen 400 Geisteskrankenin der Anstalt bis zum 15. März 1900
verbleiben können.

Bezüglich der Stellung der Aerzte an den Privat-Irrenanstalten war dem Arzte an diesen
Anstalten durch Beschluß des vorigen Landtages eine maßgebendere und einflußreichereStellung
zuerkannt worden. Erfreulicherweiseist es gelungen, sämmtliche Anstalten zur Anerkennung dieser
Forderung zu bestimmen und kann mit Befriedigung festgestellt werden, daß die Pflegeanstalten
sich jetzt selbst überzeugt haben, daß die selbstständigeStellung und uneingeschränkteWirksamkeit
wichtig und nothwendig für das Gedeihen der Anstalten ist, und daß besonders die Einrichtung
des Wohnens des Anstaltsarztes innerhalb der Anstalt mit großen Vortheilen für dieselbe ver¬
bunden ist. Es wird uns dann weiter berichtet,daß entsprechendder Darlegung in der Vorlage
vom 20. Oktober 1896 für die 1200 weiteren Plätze für Geisteskrankeseitens der Verwaltung
gesorgt werden mußte und zwar zur Abstellungder jetzigen Ueberfüllung der Anstalten, zur Unter¬
bringung des aus der Statistik sich ergebenden regelmäßigen Zuwachses sowie zum Ersatz für
Mariaberg und für die städtische Anstalt Lindenburg. Durch Aufhebung der 1. und 2. Klasse
in Bonn, Düren und Merzig sind 100 neue Plätze geschaffen worden, die Erweiterungsbauteu
von Grafenberg und Merzig ermöglichen,daß im Herbst 1899 in diesen Anstalten je weitere 200
Geisteskrankeuntergebrachtwerden können. Der Neubau auf den, Gute Galkhaufenist soweit vor¬
geschritten, daß ebenfalls im Herbst 1899 ein großer Theil der Anstalt eröffnet werden kann.
Der 40. Provmziallandtag war sich darin einig, daß seitens der Provinzialverwaltung für Unter¬
bringung der verbrecherifchen Irren gesorgt weiden müsse, und es wurden deshalb dem Prouinzial-
ausschuß die Mittel zu dem Neubau einer Abtheilung für 48 verbrecherische Irre in Düren zur
Verfügung gestellt. Es wurde bezüglich der Unterbringung von irren Verbrechern die Resolution
gefaßt, bei der KöniglichenStaatsregierung zu beantragen, daß die Fürsorge für irre Verbrecher
von feiten des Staates auf Staatskosten übernommen werde. Unter dem 6. August 189? war
seitens des Herrn Oberpräsidcnten der Nheinprovinz der Bescheid ertheilt, daß nach Mittheilung
der Herren Minister diese Angelegenheitanderweitig ihre Erledigung finden würde. Inzwischen
ist bekannt geworden, daß derartige Anstalten in Königsberg, Vreslau und Köln eingerichtet
werden sollten.

Mit der Verbesserungder Einrichtung in den alten Anstalten wird vorsichtig und langsam
vorgegangen, um den Betrieb nicht zu stören, sodaß die Erledigung sich noch auf einige Jahre
vertheilen wird. Erfreulicherweifewurde uns aber mitgetheilt, daß eine Ueberfchreitungder von
dem Provinziallandtage bewilligten Mittel voraussichtlichnicht eintreten wird.

Was nun den regelmäßigenjährlichen Zuwachs unserer Irrcnanstaltsbevölkerung angeht,
so hat sich ergeben,daß die damals aufgestellte Berechnuugzugetroffenist, und es hat sich heraus¬
gestellt, daß die Zahl der Geisteskrankendurchschnittlich jährlich um 200 zunimmt, daß jedoch durch
die seitens der Verwaltung getroffenenMaßnahmen für absehbare Zukunft der erwünschte Rückhalt
gesichertist, daß aber nach Erledigung der beabsichtigtenErweitcrungs- und Neubauten der
Familienpflege der Geisteskrankennäher getreten weiden soll. Es wurde der Hoffnung Ausdruck
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verliehen, daß die Rheinprovinz mit ihren alsdann geschaffenen Einrichtungen auf längere Zeit
hinaus weitere Opfer für ihre Anstaltsbauten nicht zu bringen habe. Das Bewahrungshaus in
Düren (wie die Abtheilung für verbrecherischeIrre benannt ist) geht seiner Vollendung entgegen.

Die Fürsorge, die unsere Provinz stets in einem besonderenMaße der Unterbringung
von Geisteskranken zugewandt hat, hat vielleicht zur Folge gehabt, daß unsere Anstalten in Hinsicht
auf moderne hygienische Einrichtungen veraltet erschienen. Unsere Anstalten sind erbaut worden
wenige Jahre vorher, ehe diese hygienischenGinrichtungen,Heizung, Lichtversorgung,Ventilation,
Badcvorrichtungen,Wasserversorgung«., einen gewaltigen Aufschwungnahmen. Die Maßnahmen
unserer Verwaltung gehen dahin, unsere alten Anstalten nach den neuesten hygienischen Anforderungen
zu modernisircn. Es liegt in der Ncünr der Sache, daß diese Umwandlung nur eine relative sein
und nur vorsichtig und langsam vorgenommenweiden kann. Die kleinen unübersichtlichen Einzel-
räumc und die sogenanntenTobzellen sollen verschwinden,um großen luftigen WachsälenPlatz zu
machen und für die Bettbehandlung unruhiger und beobachtungsbcdürftigerKranken Raum zu
schaffen. Diese Wandlung ergiebt sich als eine Wohlthat und Erleichterungfür die Kranken und
für das Pflegepersonalund wird von den Angehörigender Kranken als eine Beruhigung und ein
befriedigenderFortschritt der Humanität empfunden.

In der Fachkommission II H kam sodann die Frage bezüglich des Pflegepersonals zur ein¬
gehenden Erörterung. Es wurde konstatirt, daß leider, trotz der wesentlichenVerbesserung des Einkommens
des Pflegepersonalsvon einer durchgreifenden Hebungder Qualität des Pflegepersonalsnicht gesprochen
werden kann. Es muß zugegeben weiden, daß die Zeit, um die Wirksamkeit der neuen Besoldungs¬
vorschriften zu erkennen, noch zu kurz ist, um ein abschließendes Urtheil zu gestatte». Bis jetzt ist
der Wechsel gegen früher nicht wesentlich geändert, ebensowenig die Qualität des Pflegepersonals,
wenn auch anerkanntwerden muß, daß sich in fast allen Anstalten ein Stock guter und brauchbarer
Pflegcpcrsonenbefindet. Es ist ja augenblicklich eine bcklagenswcrtheErscheinung, daß überall
gutes Dienstpersonal selbst gegen hohen Lohn schwer zu haben ist, um so eher wird es zu verstehen
sein, daß sich zu dem aufopfernden und anstrengenden Pflegerdienst nicht allzuviel ordentliche
Elemente herandrängen. Eingehend beschäftigte sich die Kommission mit der Resolution <ü, die im
vorigen Landtage auf Antrag des Abgeordneten Zwcigert gefaßt wurde, ob es nicht möglich sei,
künftig in den Provinzial-Irrcncmstalten lediglichgeistliches Pflegepersonalzu verwenden. Es kam
in der Kommission zum Ausdruck, daß diese Verwendung entschiedenmanches für sich habe.
Ich persönlich,der ich der evangelische,, Pflegecmstalt in Waldbroel nahe stehe, kann bekunden,
daß die dortige Verwaltung mit dem weiblichen Pflegepersonal - Oberin, Schwestern und
Pflegerinnen — wie sie seitens des evangelischen Diakonievereinsgestellt werden, in jeder Hinsicht
zufrieden ist daß wir aber hinsichtlich des männlichen weltlichen Pflegepersonals dieselben
Schwierigkeiten haben, wie die anderen Anstalten auch. Doch entspricht es der Ansicht der
Provinzialverwaltung wie auch der Kommission, daß zur allgemeinen Einführung von geistlichem
Pflegepersonal eine unbedingte Scheidung der Konfessionen Vorbedingungsei. Da tue Confession
des Pflegepersonals der Anstalt sicherlich den entsprechenden konfessionellen Charakter geben wird,
würde die Unterbringung andersgläubiger Geisteskranke»auf große Bedenkenstoßen und bei diesen
Geisteskranken leicht das Mißtrauen, Kranke zweiter Klasse zu sein, hervorrufen. Dazu kommen
noch für eine konfessionelle Scheidung die Schwierigkeiten,wie sie in dem Bericht der Verwaltung
Seite 11 dritter Abschnitt,geschildert sind. Welche Schwierigkeitenwürde es z. B. machen,wenn
Merzig, welches in einer konfessionell gemischten Gegend liegt, eine konfessionelle Anstalt wäre, wo
es so weit ab von jeder anderen Anstalt liegt?

20»
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Es erschien in der Kommission, entsprechend den Vorschlägender Verwaltung geboten,die
Frage so lange zu vertagen, bis eine konfessionelle Gliederung der dazu geeignetenProvinzial-
anstalten durchführbarwäre und zwar bis nach Fertigstellung der neuen Anstalten in Galkhausen
und Fichtenhain.

Es wurde uns in der Kommission seitens der Provinzialverwaltung bezüglich der Errichtung
einer Anstalt für Epileptische und Geisteskrankein Fichtenhain der allgemeineZweck der Anstalt,
der Ankauf eines geeigneten Bautcrrains sowie das allgemeineBauprogramm und der Kosten-
Überschlag vorgetragen Die Kommission erklärte sich mit der Verwendung der bewilligten Geld¬
mittel in der vom Provinzialausschuß vorgeschlagenenWeise einverstanden. Gleichzeitig wurden
die Vorschläge, wie die erforderlichen Geldmittel beschafft werden sollen, gutgeheißen.

Dementsprechend beantrage ich Namens der Fachkommission II H die Anträge des Provinzial-
auöschusses anzunehmen,und zwar lauten dieselben:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen:
I. den vorstehend mitgetheilten Maßregeln zur Ausführung der Beschlüssedes 40,

Provinziallandtages vom 16. März 189? zuzustimmen;
II. den vorgelegten Bauplänen und Kostenüberschlägenfür die Erbauung einer

Piovinzilll-Epileptischen-und Irrenanstalt zu Haus Fichtenhain bei Krefeld seine
Genehmigung zu ertheilen und den Provinzialausschuß zu ermächtigen und zu
beauftragen, die speziellen Bauprojekte festzustellenund danach die Bauten zur
Ausführung zu bringen;

III. den Provinzialausschußzu beauftragen, die zur Bestreitung der durch die Landtags¬
beschlüssevom 16. März 1897 uud unter II dieser Anträge erforderlichen Summen
zunächst weiter vorschußweise bei der Landesbank gegen 3>/2°/» Zinsen zu ent¬
nehmen und dem nächsten Provinziallandtag«: eine Vorlage zur Aufnahme eines
mit 3'/2°/<> zu verzinsenden uud mit 1'/«<>/<, vom 1. April 1901 ab zu tilgenden
Darlehens bei der Landesbankzn unterbreiten."

Meine Herren! Am Samstag haben etwa 30 Herren des Provinziallandtages auf Ver¬
anlassung der Kommissioneine Besichtigungvon Grafenberg und Galkhausenvorgenommen.

An der Besichtigungder Anstalt Grafenberg, welche am 4. Februar um 10^° Uhr
begann, nahmen 32 AbgeordneteTheil.

Die Versammlung fand in dem neu errichteten Gesellschaftshausestatt, woselbst der
Anstaltsdirektor Sanitätsrath Dr. Peretti an der Hand eines Lageplanes die alten Gebäude, die
Umbauten in denselbenund die neuen Gebäude der Anstalt nach ihrer Bestimmung erklärte.

Darauf fand die Besichtigung folgend bezeichneter Gebäude und deren Einrichtungen statt:
1. des neu errichteten Gesellschaftshauses,
2. „ „ „ MännerpensionärgebäudesIII. Klasse,
3. „ „ „ Pensionärgebäudes für Männer I. und II. Klasse,
4. „ „ „ Gebäudes für männlicheKranke IV. Klasse,
5. der um diese Gebäude begonnenenParkanlagen,
6. der Kolonie, welche mit männlichenKranken belegt war,
?. des neu erbauten Lazareths für Männer,
8. des neu errichtetenMaschinenhausesund der elektrischen Anlage,
9. der älteren Pensionärgebäude I. und II. Klasse für Männer,

10. desgleichen III. Klasse für Männer,
11. der AbtheilungenIV. Klasse für ruhige, halbruhige und unruhige Männer.
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Bei diesemRundgang wurden lobend hervorgehoben:
1. die Stellung der neuen Gebäude zu einander,
2. die stattgehabten Erdbewegungenzur schönen Gestaltung der Parkanlagen um die

neuen Gebäude,
3. die in den Pensionärgebäuden der I. und II. Klasse vorgenommenenAbortanlagen,
4. die große Reinlichkeit in den besichtigten mit Kranken belegten Räumen,
5. die Beschäftigung einer Abtheilung von 15 Mann Korrigenden der Provinzial-

Arbeitsanstalt zu Brauweiler bei den Erdbewegungenzu den gärtnerischen Anlagen.
Schließlichwurden noch die neu errichteten Oekonomiegebäude einer Besichtigung unterzogen.
An der Besichtigung der Anstalt Galthausen, die am 4. Februar, Nachmittag«

l'/^ Uhr begann, nahmen 20 Abgeordnete Theil. Landesrath Vorster erklärte an der Hand eines
Lageplanes die Anlage, Zahl und Bestimmung der Gebäude, welche davon bereits im Rohbau
fertig sind, die Größe und Bestandtheile des Areals, den Erwerbspreis und die geplanteBewirth¬
schaftungdes Gutes.

Darauf folgte die Besichtigungder fertig gestellten Gebäude auf der Männerseite, ihrer
Einrichtungen und die Begehung des Gutes. Dabei kam die Gewinnung des Bausandes auf
dem Gute, die Beriefelungsanlage, die Gewinnung des erforderlichenWassers, die Umgestaltung
des Waldes in Plenterwald, die begonneneAnlage der Zufuhrwege, fowie die Beschäftigungvon
45 Korrigenden der Provinzial-Arbeitsanstalt in Brauweiler.

Die Lage, der Erwerbspreis und die Zusammensetzungdes Gutes, die Anlage der
Gebäude und ihre Einrichtungen, wie überhaupt die Dispositionen wurden allgemein als günstig
anerkannt.

Meine Herren! Im ausdrücklichen Auftrage und im Namen der Fachkommission II H,
habe ich dem hohen Hause zu erklären, daß die Besichtigungvon Grafenberg und Galthausen bei
allen Mitgliedern eine große Befriedigung hervorgerufen hat, sowie, daß unsre Verwaltung für
ihre Fürsorge für die Geisteskranken und die ruhige zielbewußteArt ihres Vorgehens, wie dieses
sich in der seit Jahren verfolgten Verbesserungder alten Bauten und in der Anlage der Neu¬
bauten zeigt, die einstimmige Zustimmung und den Dank und die Anerkennung unserer
Kommissiongefunden hat.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Ich stelle die
Anträge der Kommissionzur Diskussionund frage hiermit an, ob Jemand das Wort zu irgend
einem der Anträge verlangt. — Das ist nicht der Fall. Dann schließeich die Diskussion und
frage den Herrn Berichterstatter, ob er noch das Wort verlangt? (Berichterstatter Abgeordneter
Dr. Venn: Nein!) — Der Berichterstatterverzichtet.

Dann erkläre ich die Anträge der Kommission,wie sie in Ihren Händen sind, für ange»
nommen,wenn kein Widersprucherfolgt, — Ich konstatire,daß kein Widersprucherfolgt.

Wir kommen zum 12. Gegenstand unserer heutigen Tagesordnung:
Antrag der Fachkommission 11^ zu den Etats der Provinzial-Heil» und
Pflegeanstalten zu Andernach, Bonn, Düren, Galthausen, Grafenberg,
Merzig und Aachen für die Etatsjahre vom I. April 1899 bis 31. März 1901.

Ich ertheile dem BerichterstatterHerrn AbgeordnetenConze das Wort.
BerichterstatterAbgeordneterConze: Meine Herren! Die Ihnen vorliegendenEtats der

Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten enthalten in ihren Veränderungen nur die zahlenmäßige
Gestaltung der Thatsachen, worüber Ihnen soeben ausführlich im Auftrage der Fachkommission II H,
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Bericht erstattet ist. Sie finden, daß die Beschlüsse des 40. Provinziallandwges in diesen Etats
Ausdruck gefunden haben, indem man den Anstalten Merzig und Grafenberg 200 Köpfe weitere
Belegschaftzugewiesen hat, indem für Düren 48 irre Verbrechervorgesehensind, für Galthaufen
ein neuer Betrag eingestellt ist und für Aachen eine Fortsetzung des Vertrages für ein Jahr
beantragt wird.

Wenn Sie die Etats der einzelnenAnstalten durchgehen,werden Sie Veränderungen in
den einzelnen Ansätzen nicht finden. Die ganzen Veränderungen entstehen nur durch die Multi¬
plikation mit diesen einzelnen Ansätzen,und sind in dem Maße höher, wie der Multiplikator durch
die größere Kopfzahl der Kranken gewachsen ist. Ich kann mich hier darauf beschränken, Sie auf
die Zusammenstellungder Etats auf Seite 206 zu verweifen. Sie werden finden, daß die dort
vorgesehenenErhöhungen genau in Proportion mit der Erhöhung der Kopfzahl in den Anstalten
stehen, und zwar in Bezug auf die Beköstigung,die Besoldung und auf andere fachlicheAusgaben.
Nach diesen Zusammenstellungenfinden Sie, daß für Beköstigung170000 Mark mehr angesetzt
sind — ich überschlagedie kleinerenBeträge —, für Heizung, natürlich wegen der größeren
Räume, 44000 Mark und für sonstigeAusgaben 18 000 Mark mehr.

Der Gesammtbetragder Ausgabe wächst auf diese Weise um 400 650 Mark, eine Summe,
die genau dem Durchschnittder Ausgaben entspricht, die die frühere Kopfzahl gemacht hat, wenn
man die Gehälter abzieht, die bekanntlichfür die Beamten der Irrenanstalten im neuen Be¬
soldungsplan nicht erhöht worden sind.

Für die Anstalt Galthaufen ist, wie Sie auf der vorderen Seite, auf Seite 206 sehen,
eine muthmahliche Belegungvon 400 Köpfen vorgefehen,und zwar vom 1. Oktober ab, alfo nur für
ein halbes Jahr in der ersten Etatsperiode und für das ganze Jahr in der zweiten. Es sind
diefe beiden Betrüge zusammengeworfenund dann zur Hälfte für jedes Etatsjahr eingesetztworden.

Ich glaube auf eine Besprechungder einzelnenPositionen verzichten zu sollen, weil sie
durchaus den früheren Sätzen entsprechen,und möchte nur bemerken, daß in dem Ihnen vor¬
liegenden Antrag der Fachkommission,Drucksache Nr. 57, ein Irrthum zum Ausdruckgekommen
ist, indem darin ein Vorbehalt gemacht ist bezüglich der Anwendung des Besoldungsplanes, den
Sie gestern beschlossenhaben. Dieser Vorbehalt würde ja heute nicht mehr nöthig sein. Aber
er war auch vorher nicht nöthig, weil dieser Besoldungsplan Erhöhungen für das Beamtenperfonal
der Irrenpflegeanstalten nicht enthält.

Demnach beehre ich mich, dem Provinziallandtage im Auftrage der II. Fachkommission zu
empfehlen,er wolle den vorbezeichneten Etat unverändert annehmen. (Bravo!)

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Meine Herren!
Ich stelle den Antrag Ihrer Fachkommissionzur Diskussion und frage, ob Jemand das Wort
dazu verlangt, — Es scheint das nicht der Fall. Dann schließe ich die Diskussionund darf wohl
annehmen, daß dem Antrage Ihrer Fachkommission: der Provinziallandtag wolle die vorbezeichneten
Etats unverändert annehmen,zugestimmtwird.

Wir kommen dann zum 13. Gegenständeder heutigen Tagesordnung:
Antrag der Fachkommission 11^ zu dem Etat für die erweiterte Armen¬
pflege auf Grund des Gesetzes vom 11. Juli 1891 für die Etatsjahre vom
1. April 1899 bis 31. März 1901.

Berichterstatterist ebenfalls Herr AbgeordneterConze.
BerichterstatterAbgeordneterConze: Meine Herren! Bezüglichder unerfreulichenThat¬

sache, daß wiederum in dieser Etatsperiode die Ausgaben für die erweiterte Armenpflege UM
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100 000 Mark gestiegen sind, erlaube ich mir das hohe Haus aus die einleitendeEtatsrede des
Herrn Landeshauptmanns zu verweisen, der eingehend Ihnen dargelegt hat, welche Verhältnissees,
herbeiführen, daß unausbleiblich und unwiderstehlichdiese Ausgaben steigen. Sie finden diese
Angaben auch naher dargelegt auf den Seiten 382 bis 383 und werden anerkennen müssen, daß
die Provinzialvcrwllltungeinstweilennicht in der Lage ist, auf eine Verminderung dieser Ausgaben
hinzuwirken.

Ich bedaure daher auch, nicht in der Lage zu sein, etwas anderes zu thun, als Ihnen
zu empfehlen, diese schmerzhafte Ausgabe gutzuheißen. Der ganze Etat besteht nur aus wenigen
Zeilen und weiteres läßt sich darüber nicht sagen, als daß wir die Höhe der Summe bedauern,
daß wir aber zahlen müssen.

Demnach beantrage ich im Auftrage der Fachkommission 11^,, der Provinziallandtag
wolle den Etat unverändert annehmen.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Meine Herren!
Ich stelle den Antrag Ihrer Fachkommission zur Diskussion und frage, ob Jemand das Wort
verlangt. — Das ist nicht der Fall. Dann schließe ich die Diskussionund frage den Herrn Bericht¬
erstatter, ob er noch einmal das Wort verlangt. — Der Berichterstatterverzichtet.

Dann bitte ich, daß diejenigenHerren, welche gegen den Antrag Ihrer Kommissionsind,
sich erhebenmögen. — Der Antrag Ihrer Kommissionist angenommen.

Wir kommen sodann zum 14. Gegenstandeder Tagesordnung:
Antrag der Fachkommission 11^. zu dem Etat über die Kosten der Leitung
und Beaufsichtigung der bauliche« Unterhaltungsarbeiten in den Provin-
zilllanstalten für die Etatjahre vom 1. April 1899 bis 31. März 1901.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterSchrakamp, dem ich hiermit das Wort ertheile.
BerichterstatterAbgeordneterSchrakamp: Meine Herren! Ich kann mich kurz fassen.

Die Fachkommission 11^ hat gegen den Ihnen vorliegendenEtat nichts zu erinnern gefundenund
empfiehltIhnen, denselben unverändert anzunehmen. (Bravo!)

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Die Fach¬
kommission schlägt Ihnen unveränderteAnnahme des Etats vor. — Ich frage, ob Jemand dagegen
Einsprucherhebt. — Das ist nicht der Fall. — Dann schließe ich die Diskussionund erkläre den
Etat unverändert für angenommennach dem Antrage Ihrer Fachkommission.

Wir kommen dann zum 15. Gegenständeder Tagesordnung:
Antrag der Fachkommission IIL zu dem Etat der Verwaltung des Land-
armenwcsens der Rhcinprovinz für die Etatsjahre vom 1. April 1899 bis
31. März 1901

und ich ertheile dem Herrn BerichterstatterAbgeordnetenPeters das Wort.
BerichterstatterAbgeordneterPeters: Meine Herren! Der Ihnen vorliegendeEtat des

Landarmenwesensschließt in Einnahme und Ausgabe mit 1211500 Mark ab. Gegen den vor¬
jährigen Etat werden 71 000 Mark mehr beantragt, und zwar für Beihülfe an bedürftigeArmen-
verbändc 10 000 Mark und zur Bestreitung der Unterhaltungskostender dem Lcmdarmenverbcmde
anheimfallendenPersonen 61 000 Mark.

Die Verpflichtung des Landarmenverbandes beruht auf gesetzlichenBestimmungen. Die
Bewilligung erfolgt nach eingehenderPrüfung eines jeden Antrages durch Beschlußdes Provinzial-
ausschusses,und zwar nach ganz bestimmten Grundsätzen. Die Mehrforderung entspricht den
Bewilligungender letzten Jahre und dem gesteigerten Bedürfniß.
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Was die Mehrfordemng von 61 000 Mark anbetrifft, so hat Ihnen der Herr Landes¬
hauptmann bereits im allgemeinendie Ursachen dargelegt, welche zu einer sortgesetzten Steigerung
der Kosten des Landarmenwesensführen. Die genaue Begründung dieser Mehrforderung finden
Sir in den Bemerkungen zu Titel II des Ihnen vorliegenden Etats. Die Mehnorderung von
71000 Mark steht einer Mehreinnahme von 8000 Mark gegenüber, aus den Mehlerstattungen,
welche Krankenkassen, Berufsgenossenschaften, die Invaliditäts- und Altersversicherungsanstaltund
auch Angehörigeder Unterstütztenauf Grund gesetzlicherTitel zu leisten verpflichtet sind.

Unter Berücksichtigung dieser Mehreinnahmenbeansprucht der Landarmen-Etat einen Mehr-
zuschuß aus Provinzialmitteln von 63 000 Mark.

Die Fachkommission hat den Etat einer eingehendenPrüfung unterzogen und empfiehlt
denselbenzur unverändertenAnnahme.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Meine Herren!
Ich stelle den Antrag Ihrer Kommissionzur Diskussion und frage, ob Jemand das Wort dazu
verlangt. — Das ist nicht der Fall. — Dann schließe ich die Diskussion und frage den Herrn
Berichterstatter,ob er noch etwas sagen will. (Berichterstatter Abgeordneter Peters: Nein!) —
Das ist nicht der Fall. Dann erkläre ich den Etat nach dem Vorschlage Ihrer Fachkommission
als unverändert angenommen.

Wir kommen dann zum 16. Gegenstandder heutigen Tagesordnung:
Antrag der Fachkommission IIL zu den Etats der Polizeistrafgelderfonds
und des Ehrenbreitstein'er allgemeinen Armenfonds für die Etatsjahre
vom 1. April 1899 bis 31. März 1901.

Ich ertheile dem Herrn BerichterstatterAbgeordnetenPeters das Wort.
BerichterstatterAbgeordneterPeters: Meine Herren! Der Ihnen vorliegende Etat der

Polizeistrafgelderfondsund des EhrenbreitsteinerArmenfonds gehört zu denjenigen Fonds, welche
für allgemeineRechnung verwaltet werden und aus Provinzialmitteln keinen Zuschuß verlangen.

Die Einnahmen bestehen aus Zinsen von Beständen, welche bei der Landesbankhinter¬
legt sind, und aus Strafgeldern, welche von der Ortspolizeibehördefür kleine Uebertretungenver¬
hängt und von der Gemeindekasse an die Landesbankabgeliefertweiden. Die Einnahme unter¬
liegt selbstredenderheblichen Schwankungen, woraus sich auch die im Etat vorgesehenen Mehrein¬
nahmen von 20000 Mark erklären. Von den Einnahmen werden 3«/» an den Etat der Central-
verwaltung abgeführt zur Ausgleichungder durch die Verwaltung entstehendenAusgaben. Ferner
werden daraus entnommen die Kosten der Formulare für die Straffestsetzungen,welche den
Gemeinden geliefert weiden. Der dann noch verbleibende Theil wird zu Zuschüssenzu den
Pflegekostenvon Kindern verwendet, deren Eltern todt sind, sich in Strafhaft befinden oder die
Kinder böswillig verlassen haben, ohne daß ihr Aufenthaltsort ermittelt werden kann. Diese
Zuschüsseerhalten die Armenverbände,welche die Pflegekosten dieser Kinder zu tragen verpflichtet find.

Die Fachkommission hat zu den Etats leine Bemerkungenzu machen und schlägt Ihnen
unveränderte Annahme vor.

Die Einnahmen des EhrenbreitsteinerArmenfonds bestehen in Zinsen des Fonds und
werden zur Unterstützungortsarmer Personen einzelner Gemeinden der Kreise Coblenz-Land, Neu-
wied und Altenkirchen verwendet.

Auch diesen Etat empfiehltdie Fachkommission zu unveränderter Annahme.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Wenn niemand zu diesem Antrage das Wort ergreifen

will oder Widersprucherhebt — ich tonstatire daß lein Widerspruch sich erhebt, — so erkläre ich
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den Etat, wie er vorliegt, für angenommenund den Antrag der Fachkommission somit auch für
angenommen.

Meine Herren! Wir würden nunmehr von der heutigen Tagesordnung die 3 folgenden
Punkte absetzen,da der BerichterstatterHerr Abgeordnetervon Sandt heute verhindert ist, an der
Sitzung Theil zu nehmen. Ich frage nun das hohe Haus, ob Sie bei 20 fortfahrenwollen, oder
ob wir den Rest der Tagesordnung bis morgen absetzen sollen. (Rufe: Morgen! — Rufe: Fortfahren!)

Was wünschen die Herren? (Rufe: Fortfahren!)
Also wir würden dann zu Nr. 20 übergehen:

Antrag der Fachkommission I L zum Bericht und den Anträgen des
Provinzialausschusses, betreffend die Einräumung des Rechts auf Bezug
von Pensionen und von Wittwen- und Waisengeldern an den Verein zur
Erziehung und Pflege katholischer idioter Personen beiderlei Geschlechts
aus der Rheinprovinz für das an der Idioten-Erziehungsanstalt in
Essen-Huttrop angestellte Lehrpersonal.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Dr. von Nell. Ich ersuche ihn, seinen
Vortrug zu halten.

BerichterstatterAbgeordneter Dr. von Nell: Der Ihnen Allen bekannte und sehr segensreich
wirkendeVerein zur Erziehung und Pflege katholischeridiotischerPersonen beiderlei Geschlechts
hat zu Essen-Huttrop in seinemFranz Sales-Hause eine Erziehungsanstalt eingerichtet,in der eine
große Zahl Idioten, welche der Fürsorge«flichtder Provinz zur Last fallen, aufgenommenwerden.
Für die Herbeischaffn«»,von tüchtigem Lehrpersonal, welches den schwierigen, eigenartigen
und selten von großem Erfolg begleitetenUnterricht zu übernehmen hat, hat der Verein Sorge
getragen, indem er zur Zeit 6 Lehrerinnen angestellt hat. Die Besoldung dieser Personen fällt
ihm zur Last.

Wenn es schon schwierig ist, für diesen Unterricht geeignete Lehrkräftezu erwerben,so liegt
die Sache für den Verein um so ungünstiger, als derselbe nicht in der Lage ist, dem Lehrpersonal
für den Fall der DienstunfähigkeitPension, im Todesfall den Hinterbliebenen das Recht auf
Versorgung zu gewähren.

Um diesen Uebelständen abzuhelfen,hat der Verein zwei Wege zu beschreitenversucht,
die sich aber beide als ungangbar erwiesen haben. Einmal versuchteer, diese Lehrpersonen der
Anstalt der Ruhegehaltskasse für Lehrer und Lehrerinnenan den öffentlichen Volksschulen anzuschließen.
Die Aufsichtsbehörde hat es aber als ausgeschlossen bezeichnet,die statutarisch festgelegteZweck¬
bestimmungdieser Ruhegehaltskasseweiter auszudehnen.

Zum Zweiten schlug man den Weg der Lebensversicherung ein, allein dieser Weg stellte
sich als zu kostspielig heraus und war auch nicht für alle Lehrpersonenin Anwendung zu bringen.
Es bleibt nur noch übrig, da die Gewinnung tüchtiger Lehrkräfte ebenso wie die Erhaltung der
Anstalt im Interesse der Provinzialverwaltung liegt, die Pensionen und die Hinterbliebenenfürsorge
auf den Pensionsetat der Provinzialverwaltung zu übernehmen.

Zur Deckung der Kosten dieser Fürsorge würde der auch für die Beamten und Lehrer
der eigenen Anstalten der Provinz berechnete Zuschuß von 10"/° des etatsmäßigen Dienstein¬
kommens gefordert weiden müssen. Der reicht vorläufig hin, da zur Zeit nur Lehrerinnen in
Betracht kommen.

Der Zuschuß wird sich aber auf I5°/o erhöhen, wenn der Verein dazu übergeht, Lehrer
anzustellen,da dann die Hinterbliebenen-Fürsorgepflichtin Frage kommt.
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Der Verein hat sich nun zur Zahlung der in Rede stehenden Beiträge bereit erklärt und
hat der Provinzialverwaltung bezüglichder Lehrpersonenalle die Rechte eingeräumt, welche die¬
selbe den eigenen Beamten gegenüberhat, insbesonderedie Mitwirkung bei der Pensionirung, sodaß
diese und die Pensionsberechnung nach den betreffenden Reglements für Provinzialbeamte zu
erfolgen haben.

Die Fachkommissionbittet das hohe Haus, indem sie diesem Verein für seine Bestre¬
bungen und Einrichtungenwärmsten Dank zollen zu müssen glaubt und darauf hinweist, daß die
Provinz Hcmnouer in ähnlicher Weise vorgegangen ist, die Anträge, wie sie in der Drucksache Nr. 96,
vorliegen, annehmen zu wollen, also daß dieses Geld auf den Pensions-Etat der Provinzialver¬
waltung übernommenwird, und daß zweitens der Provinzialausschuß ermächtigtwird, die deshalb
erforderlichenVereinbarungenmit dem Verein zu treffen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Sie haben die Anträge Ihrer Fach¬
kommission gehört. Ich stelle sie zur Diskussion.— Es meldet sich niemand zum Wort. Dann
schließe ich dieselbe.

Zunächst ist Ihnen vorgeschlagen,daß der Landtag seinen Dank an den Verein für
Idioten ausspricht, und sodann haben Sie die Anträge der Fachkommissionzu genehmigen—
Wenn kein Widersprucherfolgt, so erkläre ich beides für genehmigt.

Wir kommen nunmehr zu Punkt 21:
Antrag der Fachkommission IL zum Bericht und zu den Anträgen des
Provinzilllausschusscs, betreffend einige Abänderungen des Statuts über
die Errichtung einer Wittwen- und Waisenversorgnugsanstalt für die
Kommunalbeamten der Rheinprovinz.

Herr AbgeordneterDr. von stell ist ebenfalls Berichterstatter. Ich bitte ihn, das Wort
zu nehmen.

BerichterstatterAbgeordneterDr. von Nell: Durch das preußische Gesetz vom 1. Juni
1897 sind die Bestimmungendes Gesetzes vom 20. Mai 1882, betreffend die Fürsorge für Wittwen
und Waisen der unmittelbaren Staatsbeamten, im Sinne einer Erhöhung der Wittwen- und Waisen¬
gelder abgeändert worden und zwar mit rückwirkender Kraft vom 1. April 189? ab.

Da das Statut der Wittwen- und Waisenversorgungsanstaltfür die Kommunalbeamten
der Rheinprovinz in den Bestimmungen,welche das Wittwen- und Waisengeld betreffen, den staat¬
lichen nachgebildet sind, so erschien es angezeigt, daß die Vergünstigungen der Erhöhung des
Wittwengeldes von 33'/n"/« auf 40°/» der Pension der Staatsbeamten und der entsprechenden
Erhöhung des Waiseugeldesauch den Kommunalbeamtengewährt weiden.

Der Mindestsatz des Wittwengeldes betrug bisher 160 Mark, er wird auf 216 Mark
erhöht, während der Höchstbetrag2500 Mark gegenüber 1600 Mark bis zum Jahre 189? in
Vorschlag gebracht worden war. Es erscheint angebracht, daß diese Erhöhungen vom 1. April
189? ab eintreten.

Ihre Fachkommission hat daher das bestehendeStatut einer Durchsichtunterworfen und
hat den § ? desselbenden durch das Staatsgesetz geschaffenenBestimmungenentsprechend geändert
und hat dem Z 11 den diesem Gesetze entsprechenden Zusatz hinzugefügt.

Ich will nicht im Einzelnendie vorgeschlagenen Aenderungenerwähnen, die aus redaktionellen
Gründen, im sprachlichen Interesse, im Interesse der Deutlichkeitund des inneren Dienstes, so die
Anzeigepflicht im 8 23, gemacht worden sind, auch nicht aufführen die Bestimmungen,welche fort¬
fallen, weil sie überflüssig gewordensind, sei es, daß sie sich auf die Errichtung der Anstalt bezogen
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haben, wie z. B. zwei Worte in der Überschriftdes Statuts, sei es, daß sie durch die Aenderungen,
welche das preußische Gesetz bedingt hat, unnöthig geworden ist.

Ich darf aber darauf hinweisen, daß im § 15 die Verjährungsfrist den Bestimmungen
des bürgerlichen Gesetzbuches gemäß vou 5 auf 4 Jahre herabgesetzt ist und daß ein Zusatz im
s 2 enthalten ist, wonach für katholische Geistlichean mittleren und höheren öffentlichen Schulen
ein Zwang zum Beitritt zur Anstalt nicht besteht. Thatsächlichist ein solcher Zwang bisher auch
nicht ausgeübt worden.

Da das Statut der Genehmigung bedarf, so ist der Entwurf dem Herrn Minister des
Innern bereits vorgelegt worden, und der Herr Minister hat für den Fall der Annahme desselben
durch den Landtag seine Genehmigungzugesagt.

Namens der Fachkommission bitte ich demnachdie in Drucksache Nr. 9? dargelegtenAn¬
träge genehmigen zu wollen, insbesondereauch den unter Nr. 2

„zu den vorläufig getroffenenFestsetzungen des Wittwen» und Waisengeldes für die
Hinterbliebenenvon Kommunalbeamten nach den Bestimmungendieses neuen Statuts
seit dem 1. April 189? die Zustimmung zu ertheilen".

Vorsitzender Fürst zu Wied: Wenn niemand hierzu das Wort verlangt und kein Wider¬
spruch erfolgt — und ich konstatire, daß kein Widersprucherfolgt, — so würde ich die Anträge
der Fachkommission für genehmigterklären. — Sie sind genehmigt.

Nun folgt Nr. 22:
Antrag der Fachkommission IL zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Aenderung des Reglements über die Leitung und
Verwaltung der Provinzial-Taubstummenanstalten sowie der Bedingungen
zur Aufnahme taubstummer Kinder in die Provinzial-Taubstummen-
anstalten der Rheinprovinz.

Berichterstatterist Herr Abgeordneter Conze, und ich ersuche ihn, seinen Bericht zu erstatten.
Berichterstatter Abgeordneter Conze: Meine Herren! Die Aufnahme schwachbefähigter

Kinder in unsere rheinischen Taubstummenanstaltenhat es nöthig gemacht,die Reglements für die
Aufnahmeund Leitung dieser Anstaltenin einzelnen Punkten zu verändern. Der Provinzialausschuß
legt Ihnen in Drucksache Nr. 20 dieses abgeänderteReglement vor und hat zur Seite das bisher
bestehende abdrucken lassen.

Ein prinzipiellerUnterschied ist in der neuen Fassung gegenüberder alten nicht vorhanden.
Es ist dabei auch vom Provinzialausschußder Reinigung unserer Sprache Rechnung getragen, und
man hat, gerade so wie in dem nachherzu besprechendenReglement die „Direktoren" in „Anstalts¬
leiter" verwandelt. Das ist beinahe die wesentlichste Aenderung in diesem Reglement. Es ist
noch eine Bestimmungüber die Entlassung der Zöglinge hinzugefügt,die einen besonderenWerth
hat bezüglichdes Schulzwangs, der nächstenswahrscheinlich gesetzlich eingeführt werden wird und
der einstweilenreglementarisch von der Provinzialverwaltung eingeführtworden ist, wie ich gestern
die Ehre hatte zu berichten.

Im übrigen sind wesentlicheAenderungen nicht vorhanden, und die Fachkommission IL
empfiehlt dem Provinziallandtag, dem anliegenden Reglement über die Leitung und Verwaltung
der Provinzial - Taubstummenanstalten nebst Aufnahmebedingungendie Genehmigung zu er¬
theilen. (Bravo!)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Sie haben die Anträge der Kommissiongehört. Wenn
niemand das Wort dazu ergreift und kein Widerspruch erfolgt, so erkläre ich dieselben für genehmigt.
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Wir kommenzum letzten Punkt unserer Tagesordnung Nummer 23:
Antrag der Fachkommission IL zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Abänderung des Reglements über die Leitung
und Verwaltung der Provinzial-Vli-ndenanstalt in Düren mit den zuge¬
hörigen Bedingungen für die Aufnahme in die Provinzial-Blindenanstalt.

Herr AbgeordneterConze ist ebenfalls Berichterstatter,
BerichterstatterAbgeordneterConze: Ebenso steht es mit dem Reglement für die Auf¬

nahme in die Blindenanstalt zu Düren. Durch die Errichtung der zweiten Anstalt in Neuwied
war es jedenfalls nöthig, in die Aufnahmebedingungensolche Bestimmungenaufzunehmen,die auch
auf die Anstalt in Neuwied hinweisen. Man hat diese Gelegenheitbenutzt, um einige andere
Aenderungenvorzunehmen. Die eine habe ich schon genannt, daß auch da die „Direktoren" in
„Anstaltsleiter" verwandelt worden sind.

Man hat dann eine nicht wesentlicheaber doch immerhin erwähnenswertheAenderung
vorgenommen, indem man in § 4 den Landeshauptmann anweist, nach Verständigung mit dem
Königlichen Provinzial-Schulkollegium den Lehrfilm, festzustellen. In den früheren Bestimmungen
war nicht angegeben, durch wen und in welcherWeise die Entscheidungheibeizuführenwar.

Auch hier ist über die Entlassung der Zöglinge ein Paragraph eingefügtworden, der die
Zustimmung Ihrer Kommissiongefundenhat.

Weiter haben wir nichts gefunden,was bemerkenswerthwäre. Ich habe auch hier Ihnen
im Auftrage Ihrer Fachkommission IL zu empfehlen:

„Der Provinziallandtag wolle an Stelle des bisherigen Reglements über die Leitung
und Verwaltung der Provinzial-Blindenanstalt zu Düren und der Bedingungen für
die Aufnahme in die Provinzial-Blindenanstalt zu Düreu das neue Reglement über
die Leitung und Verwaltung der Provinzial-Blinden-Unterrichtsanstalten in Düren
und Neuwied, sowie die dem letzteren beigefügtenBedingungen für die Aufnahme von
Blinden in diese Anstalten genehmigen."

VorsitzenderFürst zu Wied: Wenn niemand das Wort hierzu ergreifen will und kein
Widerspruch erfolgt — und ich konstatire, daß kein Widerspruch erfolgt, — erkläre ich auch diese
Anträge der Kommissioneinstimmig für genehmigt.

Meine Herren! Wir sind mit unserer Tagesordnung zu Ende.
Dann würde ich mir erlauben, Ihnen vorzuschlagen,daß wir den Rest der Gegen¬

stände, welche wir noch zu erledigen haben, in die zwei nächstenTage eintheilen, und ich frage,
ob Sie die Verlesung der festgesetzten Tagesordnung wünschen. (Rufe: Nein!) Für Donnerstag
würde ich jedenfalls die Frage der Weinbauschulen ansetzen und für morgen die Landwirth-
schllftslammer.

Dann möchtenvielleicht noch die Zerren Referenten gern wissen,wer morgen zu berichten
hat. Das wäre also für die erste Nummer Freiherr von Scheibler, dann Freiherr von Dalwigk,
Herr von Breuning, Herr Hueck, dreimal Herr Linz, dann Herr Spiritus, zweimal Herr von Wätjen,
Herr Dr. von Nell, Herr Klotz und Herr von Breuning. (Zuruf: Und Donnerstag Schluß?)
Donnerstag können wir dann schließen. (Zuruf: Dies ist für beide Tage?) Das ist für einen
Tag: morgen.

Soll ich noch die einzelnenPunkte vorlesen? (Rufe: Nein! — Ruf: Wie viel Uhr?)
Meine Herren! Dann würde ich vorschlagen,daß wir morgen um 12 Uhr beginnen-

Sind Sie einverstanden? (Rufe: Ja! — Ruf: 11 Uhr!)
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